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Am 23. Februar können fast 60 Millionen Wahlberechtigte ihre Stimme abgeben und somit über
die Zusammensetzung des neuen Bundestags bestimmen. In dieser Sonderausgabe stellen wir
die Wahlprogramme vor, sprechen mit einem Parteienforscher – und analysieren, warum die

Entscheidung in diesem Jahr besonders wichtig wird.

Wer plant was? Die Positionen der Parteien im Überblick

Ein
Themenspezial
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Bundestags-
wahl
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hochleistungsfähig sein müsste. Und
je härter, hasserfüllter und unnach-
giebiger die politische Auseinander-
setzung wird, desto weniger kluge
und verantwortliche Köpfe streben
in die Politik, um eben jene
RepräsentationslückedurchKompe-
tenz und Empathie wieder zu schlie-
ßen. Ein gefährlicher Teufelskreis
setzt ein, den Populisten mit ver-
meintlich einfachen Lösungen für
sich zu nutzen wissen.“

Der Soziologe Steffen Mau stellt
eine ähnliche Diagnose. „Die Partei-
en sind in eine programmatische
Schwächephase gekommen“, sagte
erdieserTage,„ihreApparatehaben
wenig Vorstellungskraft, wie gestal-
tende Politik noch aussehen kann.
Deshalb geht man auf Emotions-
politiken, in der Hoffnung, so noch
Wählerinnen und Wähler zu gewin-
nen. Die eigentlichen Fragen ver-
schwinden damit ein Stück weit vom
Radar.DashatauchmitderVerände-
rung der Öffentlichkeit und der
Medienlandschaft zu tun, mit
Gelegenheitsstrukturen, die genutzt
werden.“ Gemeint sind damit in ers-
terLiniediedigitalenNetzwerkewie
Facebook, Tiktok oder X.

der Populismus blüht
Das bedeutet in der Summe: Nicht
zuletzt, weil die Probleme ins Un-
ermessliche zu wachsen scheinen,
blüht der Populismus. Der Populis-
mus macht Lösungen wiederum
noch schwieriger, weil die demokra-
tischen Parteien sie über Lagergren-
zen hinweg finden müssen, um die
Populisten draußen zu halten. Das
geht auf Kosten der Konsistenz die-
ser Lösungen. In der Konsequenz
reiben sich Populisten erst recht die
Hände. Schließlich ist genau dieses
Dilemma ihr Lebenselixier.

Angesichts der zunehmend ver-
trackten Gesamtsituation blicken
daher immer mehr Akteure – Wähler
und Politiker – mit Bangen auf den
23. Februar. Dass Scholz nicht Kanz-
ler bleiben wird, ist ziemlich gewiss.
Erbildet,wasdieAmtszeitenangeht,
dann mit Erhard und Kiesinger das
Schlusslicht. Weniger gewiss ist, ob
wireinParlamentmitvier, fünf, sechs
oder sieben Fraktionen bekommen.
Denn mit der Linken, der FDP und
dem BSW bewegen sich drei Partei-
en an der 5-Prozent-Hürde.

Von geringfügigen Verschiebun-
gen beim Wahlergebnis hängt ab,
welche Koalitionen nach dem Wahl-
tag rechnerisch möglich sind – vom
politisch Möglichen ganz zu schwei-
gen. Es kann sein, dass es für eine
Zweierkoalition aus Union und SPD
oder Union und Grünen reicht, wo-
bei es sich de facto um eine Dreier-
koalition handeln würde, weil die
Union aus CDU und CSU besteht. Es
könnte aber ebenso gut eine Vierer-
koalition werden. Oder eine
Minderheitsregierung.

Nicht völlig ausgeschlossen ist
ferner, dass AfD und BSW gemein-
sam ein Drittel der Sitze erringen.
Damit könnten sie Änderungen des
Grundgesetzes wie eine Reform der
Schuldenbremse blockieren. Das
wäre für sich genommen heikel ge-
nug, da sich viele Experten darin ei-
nig sind, dass ohne neue Kredite in
den kommenden Jahren kein Staat
mehr zu machen ist.

Institutionelle Blockade
Der Soziologe Steffen Mau sagt: „Ich
vermute, dass wir wieder eine Koali-
tion bekommen, in der jede Partei
versucht, ihre Lieblingsprojekte
durchzubringen. Dann dürfte weite-
rer Streit folgen, weil sich der Re-
formstau vergrößert und die
Finanzierungsfrage offen ist. Wir ha-
ben aber noch ein viel grundsätzli-
cheres Problem. Das besteht in der
Selbstfesselung durch ein föderales
System, in dem viele Gesetze im
Bundesrat zustimmungspflichtig
sind. Die Entscheidungsbedarfe
wachsen, die Entscheidungsfähig-
keit schwindet. Das ist eine ganz un-
günstige Situation.“

Da, wo die Politik Wege in die Zu-
kunft weisen sollte, könnte es selbst
für Wohlmeinende schwierig wer-
den,diesnochzu tun,weileine totale
Blockade der politischen Verhältnis-
se droht. Das könnte das Vertrauen
in die Demokratie zusätzlich er-
schüttern und Extremisten Tür und
Tor öffnen.

Klar, es kann anders kommen. Es
könnte ein Bundestag mit einer
überschaubaren Anzahl an Fraktio-
nen entstehen. Eine Zweierkoalition
(sprich: Dreierkoalition) könnte den
Ernst der Lage erkennen und da-
nach handeln. Nur an einer Feststel-
lung kann kein Zweifel bestehen:
Am 23. Februar kommt es wirklich
auf jede Stimme an.

I
m Berliner Regierungsviertel
sind die Warnungen schon
seit Längerem unüberhörbar.
Die Bundestagswahl 2025, so
heißt es da, könne die letzte
Chancesein– die letzteChan-

ce nämlich, die Demokratie zu stabi-
lisieren und die Machtübernahme
durch die AfD zu verhindern. Man
hört dies von Christdemokraten
ebenso wie von Grünen. Auch der
Vorsitzende der SPD-Bundestags-
fraktion,RolfMützenich, ließsichzu-
letzt soverstehen,alser inderDebat-
te über das Zustrombegrenzungs-
gesetz sagte: „Das Tor zur Hölle kön-
nenwirnochgemeinsamschließen.“
Noch.

Jedenfalls wird der Wahl des 21.
Deutschen Bundestages allgemein
fast schon schicksalhafte Bedeutung
beigemessen. Selbst Optimisten
müssen jetzt einräumen, dass es
nicht mehr allein um die Frage geht,
wer die nächste Bundesregierung
stellt – sondern ob die parlamentari-
sche Demokratie selbst Bestand hat.
Die Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland ist, so scheint es, in eine
entscheidende Phase eingetreten.
Die ersten Jahrzehnte nach dem Zu-
sammenbruch des National-
sozialismus und dem Zweiten Welt-
krieg waren von großer Stabilität ge-
prägt – und der Entschlossenheit,
derlei nie wieder geschehen zu las-
sen. Bald mendelte sich ein Dreipar-
teiensystem heraus, in dem CDU/
CSU, SPD und FDP die Dinge weit-
hin unter sich regelten. Der erste
Kanzler Konrad Adenauer amtierte
trotz hohen Lebensalters 14 Jahre
lang. Ihm folgten mit Ludwig Erhard
und Kurt Georg Kiesinger zwei wei-
tere Regierungschefs, die ebenfalls
der CDU angehörten. Alle drei
brachten es auf eine Regentschaft
von stattlichen 20 Jahren.

Die Regierungswechsel 1969 und
1982warenderTatsachegeschuldet,
dass die Liberalen die Seiten wech-
selten – zunächst weg von der Union
undhinzurSPD,13Jahrespäterwie-
der zurück. 1983 zog mit den Grünen
eine vierte Fraktion in den Bundes-
tag ein, 1990 als Folge der deutschen
Vereinigung mit der PDS auch eine
fünfte.

Nationale Probleme
Gewiss, es gab schon damals gravie-
rende Probleme. Da waren der Öl-
preisschock,zunehmendeArbeitslo-
sigkeit und die Konfrontation zwi-
schen der Nato und dem Warschauer
Pakt. In beiden Bündnissen agierten
die Bundesrepublik und die DDR als
unfreiwillige Frontstaaten. Doch zu-
mindest der Westen prosperierte.
UndderOsten tatesnachderFriedli-
chen Revolution 1989 und harten
Jahren des Umbruchs und sozialer
Verwerfungen ebenfalls. Vor allem
schien es lange so, als würden sich
politische Herausforderungen über-
wiegend nationalstaatlich lösen las-
sen. Die Globalisierung war bei Wei-
tem nicht so weit vorangeschritten
wie heute. Den Euro zum Beispiel
gab es noch nicht.

Schwerzusagen,wanngenauder
Umbruch begann. Immerhin erlebte
die Republik mit Helmut Kohl und
Angela Merkel noch zwei weitere
CDU-Kanzler, die sich jeweils
16 Jahre lang in ihrem Amt behaup-
teten. Allerdings wurden die
Herausforderungen gerade in der
Merkel-Ära gravierender – und
internationaler. Da waren die Fi-
nanzkrise, die Flüchtlingskrise und
schließlich die Corona-Pandemie.

Alle drei Krisen erforderten Ko-
operation über Ländergrenzen hin-
weg. 2017 trat mit der AfD auch erst-
mals eine Partei in den Bundestag
ein, die auf Nationalismus setzt und
keine andere Regierung will, son-
dern ein ganz anderes System. Von
der Linken wiederum spaltete sich
das Bündnis Sahra Wagenknecht
(BSW) ab. Dazu gesellt sich im Bun-
destag mittlerweile eine Handvoll
meist rechtsgerichteter Parlamenta-
rier, die überhaupt keiner Fraktion
mehr angehören.

Die Regierungsbildungen wur-
den entsprechend schwieriger. So
scheiterten 2017 die Sondierungen
über eine Jamaika-Koalition am Ve-
to des FDP-Vorsitzenden Christian
Lindner. 2018 nahm nur unter dem
Druck von Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier erneut eine große
Koalition auf der Kabinettsbank
Platz. 2021 rauften sich Sozial-
demokraten, Grüne und Liberale zur
sogenannten Ampelkoalition zu-
sammen. Es begann hoffnungsfroh,
endete jedoch im Desaster. Die Fra-
gilität der Verhältnisse drückte sich
nicht zuletzt darin aus, dass die SPD

Von Markus decker

Schier unüberwindbarer Problemberg: Die Köpfe der gescheiterten Ampel-Re-
gierung, Christian Lindner (von links, FDP), Robert Habeck (Bündnis 90/Die
Grünen) und Olaf Scholz (SPD) im Juni im Bundestag. foto: Kay Nietfeld/dPa

Das tor zur Hölle
könnenwir noch
gemeinsam
schließen.
RolfMützenich,
Vorsitzender der

SPd-Bundestagsfraktion

mit Olaf Scholz den Regierungschef
stellen konnte, obwohl sie lediglich
25,7 Prozent der Stimmen errungen
hatte. Der letzte sozialdemo-
kratische Kanzler Gerhard Schröder
hatte 1998 noch 40,9 Prozent der
Stimmen geholt.

Unterdessen hat sich auch die Ge-
sellschaft verändert, was sich im
Wahlverhalten spiegelt. Die Ost-
deutschen zum Beispiel wählen bis
heute vielfach anders als die West-
deutschen. Ähnliches lässt sich von
jenem Viertel der Bundesbürger sa-
gen, das einen Migrationshinter-
grund hat.

Parteien ohne Lösungen
Grundsätzlich ist es allerdings der
schier unüberwindbare Problem-
berg aus Wirtschaftsflaute, Digitali-
sierung, Alterung der Gesellschaft,
Migration, Klimawandel und neuen
Kriegen, der den Akteuren zu schaf-
fen macht – zumal sich diese Proble-
me in Teilen gegenseitig verstärken.

So schreibt der CDU-Bundestags-
abgeordnete Norbert Röttgen in
„Demokratie und Krieg. Deutsche
Politik und deutsche Identität in Zei-
ten globaler Gefahr“, seinem aktuel-
len Buch: „Die Politik und das politi-
sche Personal haben Mühe, über-
haupt intellektuell mit den rasanten
Veränderungen und dem, was sie
genau für die Gesellschaften bedeu-
ten, Schritt zu halten, geschweige
denn, Erklärung und Problemlösung
anzubieten.“Under fährt fort: „Viele
Bürger fühlen sich infolge fehlender
Problemlösungskompetenz nicht
mehr vertreten. Diese Repräsen-
tationslücke schwächt das demokra-
tische System in einer Zeit, in der es

WaruM ES auf
jede StiMME
ankoMMt
Vor der Entscheidung über
die Zusammensetzung des
21. Deutschen Bundestages
fürchten viele: Mehr und mehr
steht auch die Demokratie selbst
auf dem Spiel. Das war seit 1949
noch nie so.

Bange Blicke auf die
Wahlkabinen:Was
wird dort bei der
Bundestagswahl
am 23. Februar ent-
schieden?
foto: StrateNSchulte/
dPa
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beln. Mit „Entrümpelungsgesetzen
und Bürokratie-Checks“ sollen
Unternehmen von Auflagen befreit
werden. Das viel kritisierte nationale
Lieferkettengesetz wollen CDU und
CSU abschaffen. Im Kern soll die
Steuerbelastung auf einbehaltene
Unternehmensgewinne auf 25 Pro-
zent gesenkt werden. Den restlichen
Solidaritätszuschlag wollen beide
Parteien abschaffen. Die Kosten von
Energie adressiert die Union eben-
falls. Mit einer Senkung der Strom-
steuer und der Netzentgelte sowie
mit dem Ausbau von erneuerbaren
Energien soll das gelingen.

Auch die Atomkraft muss nach
AnsichtderUnioneineRolle spielen–
dieWiederaufnahmedesBetriebsder
zuletzt abgeschalteten Kernkraft-
werke solle geprüft werden. Die
Union plant darüber hinaus eine gro-
ße Einkommenssteuerreform und
will Menschen mit „niedrigen und
mittleren Einkommen“ entlasten.
Der Einkommenssteuertarif soll in
vier Schritten angepasst werden mit
dem Ziel, den Spitzensteuersatz statt
bei unter 70.000 bei 80.000 Euro Jah-
resgehalt greifen zu lassen.

Migrationspolitik und Sicherheit
In der Zuwanderungs- und
Flüchtlingspolitik will die Partei
einen härteren Kurs fahren. So
dringt sie auf Zurückweisungen an
deutschen Grenzen durch die Bun-
despolizei. Abschiebungen soll es
auch nach Syrien und Afghanistan
geben. Perspektivisch planen CDU
und CSU, ein Drittstaatenmodell
einzuführen, wonach jeder, der in
Europa Asyl beantragt, in einen si-
cherenDrittstaat überführtwird und
dort sein Verfahren durchläuft und
Schutz bekommt. Über Kontingente
würde eine gewisse Anzahl an
schutzberechtigten Personen in
Deutschland Asyl bekommen.
Gleichwohl will die Union die Ein-
wanderung von Fachkräften mithil-
fe einer „digitalen Work-and-stay-
Agentur“ erleichtern.

Für mehr Sicherheit in Deutsch-
land plant die Union, die
Sicherheitsbehörden und die Justiz
zu stärken sowie Verbrechen härter
zu bestrafen. Die Partei will bei-
spielsweise die Speicherung von
IP-Adressen für eine „Mindestdau-
er“ ermöglichen. Außerdem sollen
die Behörden elektronische
Gesichtserkennung und moderne
Software zur Analyse von großen

Datenmengen und sozialen Netz-
werken nutzen können.

Sozialpolitik und Rente
Im Sozialsystem streben die Parteien
mitunter große Reformen an. Aus
dem Bürgergeld soll die „neue
Grundsicherung“ werden, in der der
Regelsatz komplett gestrichen wer-
den kann, wenn ein Empfänger kei-
ne Arbeit aufnimmt. Im Rentensys-
tem sollen die Kosten gesenkt wer-
den, indem die Menschen einen An-
reiz bekommen, länger zu arbeiten.
„Wer über das gesetzliche Renten-
alter hinaus freiwillig weiterarbeitet,
bekommt sein Gehalt bis zu 2000
Euro imMonat steuerfrei“ lautet der
Vorschlag. Ein höheres gesetzliches
Renteneintrittsalter als 67 Jahre
lehnt die Union ab. Die CSU möchte
die Mütterrente ausweiten, die CDU
steht dem skeptisch gegenüber. Für
junge Menschen soll es eine „Früh-
start-Rente“ geben, für die der Staat
für alle Sechs- bis 18-Jährigen mit
10 Euro pro Monat die kapital-
gedeckte private Altersvorsorge för-
dert.

Außenpolitik und Verteidigung
Nach Ansicht der Union muss
Deutschland das aktuelle 2-Prozent-
Ziel der Nato einhalten, sie nennt es
allerdings eine „Untergrenze unse-
rer Verteidigungsausgaben“. Die
Truppenstärke will sie von 180.000
auf 203.000 Soldaten und Soldatin-
nen erhöhen. So setzt sie perspekti-
visch auf ein „verpflichtendes Ge-
sellschaftsjahr, das wir mit der auf-
wachsenden Wehrpflicht zusam-
mendenken“. Die Partei hält an ihrer
Forderung fest, im Kanzleramt einen
nationalen Sicherheitsrat zu veran-
kern. Mit Blick auf den russischen
Angriffskrieg gegen die Ukraine be-
tont die Union die Unterstützung für
das Land – „mit allen erforderlichen
diplomatischen, finanziellen und hu-
manitärenMitteln sowiemitWaffen-
lieferungen“, heißt es. Israel sollwei-
terhinmilitärischunterstütztwerden.

Rücknahme von Ampelgesetzen
MehrereGesetzederAmpelkoalition
will die Union zurücknehmen: etwa
die Cannabislegalisierung, das
Heizungsgesetz sowie dasGesetz für
schnellere Einbürgerungen. Auch
das Selbstbestimmungsgesetz, das
den amtlichen Geschlechtswechsel
beiErwachsenenerleichtert, sollwie-
der zurückgenommen werden. Das
Wahlrecht wollen CDU und CSU
nachderReformderAmpelregierung
ebenfalls wieder verändern.

Fazit
Mit einer hartenAbgrenzung zur ge-
scheiterten Ampelregierung möchte
die Union bei der Bundestagswahl
besonders stark abschneiden. Sie
will als die Alternative zu SPD, Grü-
nen und FDP wahrgenommen wer-
den, um von der Wechselstimmung
im Land zu profitieren. Insbesondere
in der Migrationspolitik schlägt sie
einen härterenKurs ein, auch um zur
AfDabgewanderteWählerinnenund
Wähler wieder zurückzugewinnen.

M
it der Union soll
nicht alles, aber vie-
les anders werden.
Die Schwester-
parteien CDU und
CSU versprechen

einen„Politikwechsel“, sollten siedie
Bundestagswahl am 23. Februar ge-
winnen.Dabei fokussierensiesichvor
allemauf dieWirtschafts- undSicher-
heitspolitik. Die wichtigsten Punkte
desWahlprogramms imÜberblick:

Bildung
Die Union will das Bildungssystem
verbessernundsiehtdabeiÄnderun-
gen für Kinder imKleinkindalter vor.
So planen die Schwesterparteien,
„verpflichtende Sprachtests im Vor-
schulalter“ einzuführen, um die
Sprachkenntnisse der Kinder zu prü-
fen.WerdenSprachprobleme festge-
stellt, müssen sie eine Kita oder Vor-
schulebesuchen.DieBildungspolitik
soll nach Ansicht von CDU und CSU
Ländersache bleiben. „Die Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Län-
dern wollen wir in Form und Inhalt
deutlich verbessern, ohne die klar
geregelten Zuständigkeiten infrage
zu stellen“, heißt es. So ist ein weite-
res Investitionsprogramm geplant,
um Länder und Kommunen beim
Ausbau der Betreuungsplätze zu
unterstützen. Der Ausbau von ganz-
tägigen Bildungsangeboten soll zu-
dem forciert werden.

Darüber hinaus soll es ein Maß-
nahmenpaket zur Stärkung von Ge-
sundheits- und Jugendmedien-
schutz geben, um die Social-Media-
Nutzungkritisch in denBlick zuneh-
men. Die Union will ein bundesweit
qualitativ vergleichbares Abitur auf
hohem Niveau erreichen. Um die
Zahl von Schulabbrechern zu redu-
zieren, soll die Berufsorientierung
gefördertwerden.Außerdemwill die
Union Teil- und Weiterqualifizierun-
gen fürSchulabgängeroderStudien-
abbrecher stärken. Auch beim Bafög
sindÄnderungengeplant:DieAnträ-
ge sollen künftig einfacher und voll-
ständig digital gestellt, bearbeitet
unddamit schneller beschiedenwer-
den.ZudemsollenBafög-Empfänger
mehr Geld hinzuverdienen können.

Wirtschaft und Klimaschutz
Die schwächelndeWirtschaftwill die
Union mit niedrigeren Steuern und
einem Abbau von Bürokratie ankur-

Von Alisha mendgen

Union:
hARt
GeGen
ILLeGALe
mIGRAtIon

Verspricht eine andere Politik:
FriedrichMerz, CDU-Partei-
vorsitzender und Kanzlerkandidat,
beimWahlkampf im Sauerland.
FOtO: ImAGO/ChrIs EmIl JAnssEn

FDP auf bundesweit verpflichtende
Sprachtests für Kinder im Vorschul-
alter, bei Bedarf soll es vor Schulein-
tritt zweiJahreSprachförderungge-
ben. Zum Schulunterricht gehören
für die Liberalen die bundesweite
Einführung der Fächer Wirtschaft
und InformatikundaucheinPflicht-
besuch in einer Holocaust-Gedenk-
stätte, die Auseinandersetzung mit
der Geschichte Israels und mit der
Teilung Deutschlands. Ausbauen
will die FDP Bildungskredite.

Wirtschaft und Finanzen
Die FDP fordert eine „Wirtschafts-
wende“. Ihr erster Punkt dabei: Bü-
rokratieabbau. Drei Jahre lang sol-
len keine neuen Regeln beschlos-
sen werden, wenn nicht vorher Re-
gelngestrichenwurden. FürBetrie-
be wird ein Jahr ohne Berichts-
pflichten in Aussicht gestellt. Die
Aufbewahrungspflicht für Steuer-
unterlagen soll auf fünf Jahre redu-
ziert werden. In Aussicht gestellt

werden eine Senkung der Körper-
schaftsteuer sowie großzügigere
Abschreibungsregeln für Unter-
nehmen. Für die Gastronomie soll
die Umsatzsteuer auf 7 Prozent re-
duziert werden. Die Bonpflicht in
Geschäften soll wegfallen. Gestri-
chen werden soll die Luftverkehrs-
steuer für Fluggesellschaften.
Gleichzeitig lehnt die FDP aller-
dings Subventionen ab. Sie sollen
für erneuerbareEnergienentfallen.

Auch die Offenheit für Atom-
kraftwerke ist davon betroffen: Die
FDP will sie zulassen, aber nicht
mehr mit Staatsgeld unterstützen.
Die FDP befürwortet Fracking-Ver-
fahren zur Erdgasgewinnung. Das
deutsche Ziel für Klimaneutralität
soll an die europäische Terminlage
angepasst und von 2045 auf 2050
verschobenwerden.

Neuerungen für die Arbeitswelt:
Die gesetzlichen Grenzen für eine
tägliche Höchstarbeitszeit sollen
abgeschafft und durch eine wö-

chentliche Höchstgrenze ersetzt
werden. Schluss machen will die
FDPmit telefonischen Krankschrei-
bungen.Gefordertwird zudemeine
Reform des Streikrechts mit ver-
pflichtenden Schlichtungsverein-
barungen und Mindestankündi-
gungsfristen.

Offen zeigen sich die Liberalen
dafür, der Europäischen Zentral-
bank und der Deutschen Bundes-
bank zu erlauben, bei den Wäh-
rungsreservenauchaufKryptowäh-
rungenwie Bitcoin zu setzen.

Summe der Versprechen
DieFDPgehtmit den teuerstenVer-
sprechen in den Wahlkampf: Ihre
Pläne summieren sich laut demKöl-
ner Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW) auf 138Milliarden Euro,
das Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) kommt
sogar auf 188Milliarden Euro.Wirt-
schaftsaufschwung und Subven-
tionsabbau sollen es richten.

FDP: wenIGeR BüRoKRAtIe UnD wenIGeR KLImASChUtz
Das wahlprogramm der Liberalen setzt auf die „wirtschaftswende“ und will die Unterstützung für Geflüchtete reduzieren

D ie FDP fordert in der Mig-
rationspolitik die Ausset-
zung des Familiennach-
zugs für subsidiär Schutz-

berechtigte. Geflüchtete aus der
Ukraine sollen Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz
erhalten statt Bürgergeld. Auf die
Zustimmung der Bundesländer an-
gewiesenwären die Liberalen beim
Wunsch, die Zuständigkeit für Ab-
schiebungen auf den Bund zu kon-
zentrieren. Ausreisepflichtige sol-
len keine staatliche Unterstützung
mehrbekommen.Ausdrücklichhält
die FDP an dem von der Ampel re-
formierten Staatsangehörigkeits-
recht fest: Danach kann nur einge-
bürgertwerden,werseineneigenen
Lebensunterhalt verdient und nicht
antisemitischauffälliggewordenist.

Bildung
Das sogenannte „Deutschland-Abi-

Von daniela Vates

tur“ soll ein bundesweit einheitli-
cher Abschluss sein – und damit
Schulabschlüsse bundesweit ver-
gleichbar machen. Hierfür ist aller-
dings die Zustimmung der Bundes-
länder nötig. Weil die FDP auch in
anderenBereichenwiebeimDaten-

und Katastrophenschutz mehr Zu-
ständigkeiten fürdenBundwill, for-
dert sie eine erneute Föderalismus-
reform, die eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit in Bundestag und Bundesrat
benötigenwürde. Ebenfalls mit den
Ländern einigen müsste sich die

Neue Regeln nur, wenn alte gestrichenwerden: FDP-Plakat mit ihremVorsit-
zenden Christian Lindner. FOtO: ImAGO/ChrIstIAn EndEr

was versprechen die Parteien
im Bundestagswahlkampf? Auf
den folgenden Seiten betrachten
wir ihre Programme – den Anfang
machen CDU und CSU.
Sie wollen mit Ideen zur
Stärkung der wirtschaft punkten
und mit einer konsequenteren
Sicherheitspolitik. Außerdem
plant die Union, eine Reihe von
Ampelgesetzen zurückzunehmen.
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stellung gemeinsamer Rahmenbe-
dingungen. „Das Kooperationsver-
bot zwischen Bund und Ländern in
der Bildung muss vollständig aufge-
hoben und stattdessen eine umfas-
sende Gemeinschaftsaufgabe Bil-
dung im Grundgesetz verankert
werden“, steht im Programm. Lern-
mittel sollen ebenso kostenfrei wer-
den wie der Schülertransport und
die Mittagsverpflegung.

klimaschutz und Sozialpolitik
Die Linke bleibt bei ihren Wurzeln:
„Wir wollen den demokratischen
Sozialismus“, steht im Programm.
Klimaschutz und soziale Gerechtig-
keit gehörten „untrennbar zusam-
men“, die Naturzerstörung werde
„in Deutschland und global zur
Klassenfrage“. Ein Klima- und
Transformationsfonds (KTF) soll mit
jährlich 65 Milliarden Euro ausge-
stattet und für den Umbau der Wirt-
schaft verwendet werden.

In der Sozialpolitik fordert die
Linke die Anhebung des Mindest-
lohns auf 15 Euro, spätestens ab
2026 auf 16 Euro. Das Bürgergeld

soll zu einer „sanktionsfreien indi-
viduellen Mindestsicherung“ um-
gebaut werden. Ein bundesweiter
Mietendeckel soll dafür sorgen,
dass die Mietentwicklung bundes-
weit nicht nur gebremst, sondern
beendet und rückgängig gemacht
wird. Eine „Mietwucher“-App der
Linken zum Vergleich der Mieten in
vier Städten fand bereits 50.000 Fäl-
le überhöhter Mieten.

Flüchtlingspolitik
Parteichef und Spitzenkandidat Jan
van Aken sagt bei jeder Gelegen-
heit, dass die Linke nicht „auf dem
RückenvonMigrantinnenundMig-
ranten“ Wahlkampf machen werde
– eine klare Abgrenzung auch zu
Sahra Wagenknechts BSW. Die Lin-
ke stehe für eine „solidarische Ein-
wanderungsgesellschaft“, steht im
Programm. Alle Geflüchteten sollen
„ab dem Tag ihrer Ankunft in
Deutschland eine uneingeschränk-
te Arbeitserlaubnis erhalten. Nie-
mand soll darauf warten müssen,
sein Leben selbst in die Hand zu
nehmen“, fordert die Linke.

innere Sicherheit
Innere Sicherheit kommt bei der
Linken vor allem als Kampf gegen
den Rechtsextremismus vor. „Wir
werden die parlamentarische Auf-
klärung des Rechtsterrors im Bun-
destag vorantreiben“, verspricht
die Partei. Sie fordert „das Verbot
militanter, bewaffneter, neonazisti-
scher Organisationen und unter-
stützt die Forderung nach einer Prü-
fung eines AfD-Verbots durch das
Bundesverfassungsgericht“.

Außenpolitik
„Die Linke ist eine Friedenspartei
und verlässliche Stimme der Frie-
densbewegungen“, steht im Wahl-
programm. Den Ukraine-Krieg will
die Linke möglichst schnell durch
Verhandlungen beenden.

Fazit
Die Linkspartei ist im Existenz-
kampf zu ihren klassenkämpferi-
schen Wurzeln zurückgekehrt, for-
dert eine Entlastung der Ärmeren
und eine massive Besteuerung der
Reichen.

dIE LinkE SEtzt AUf UMVERtEILUnG
die Linkspartei bleibt bei ihren Wurzeln, fordert Milliarden für den Klimaschutz und grenzt sich bei der Migration von Sahra Wagenknecht ab

D ie Linkspartei kämpft ums
Überleben – und will als
politischer Underdog für
all diejenigen da sein, die

sich von den anderen Parteien ver-
gessen fühlen. Ihr Wahlprogramm
setzt auf Umverteilung, Mietende-
ckel und Preissenkungen.

Wirtschaft und Energie
Die Linke fordert „preisgünstige
Sockeltarife“ für Strom und Heiz-
energie. „Wer mehr verbraucht,
zahlt mehr. Das ist sozial gerecht
und regt trotzdem zum Energiespa-
ren an.“ Reiche sollen einen Ener-
gie-Soli zahlen.

Das von der Ampelregierung
versprochene, aber nie eingeführte
Klimageld soll rückwirkend zum
1. Januar eingeführt werden und
320 Euro jährlich pro Person betra-
gen. Ein 200-Milliarden-Euro-Pro-
gramm soll den sozialökologischen
Industrieumbau vorantreiben. Da-
raus sollen unter anderem Standor-
te finanziert werden, die von der

von Jan Sternberg

Automobilindustrie aufgegeben
werden. Diese sollen unter Einbe-
ziehung der Belegschaften „verge-
sellschaftet und für die Bedarfe
eines kollektiven Verkehrssystems
umgerüstet werden“.

Bildung
DieLinkspartei fordertmehrZusam-
menarbeit von Bund und Ländern in
der Bildung in allen Punkten: bei der
Sanierung von Schulen, der Einstel-
lung von Lehrkräften und der Her-

Zieht ihre Partei wieder ins Parlament ein? Die Bundesvorsitzenden Jan van
Aken und Ines Schwerdtner beimWahlparteitag. foto: SebaStIan gollnow/dpa

Flüchtlingspolitik
Der Verlagerung von Asylverfah-
ren inLänderaußerhalbderEU,wie
etwa CDU und CSU sie befürwor-
ten, lehnt die SPD ab. Ferner will sie
zwar Straftäter konsequent ab-
schieben, sie bemüht sich aber wei-
terhin um die freiwillige Rückkehr
von Migranten ohne Bleiberecht in
ihre Herkunftsländer. Dafür müs-
sen allerdings Abkommen mit die-
sen Ländern bestehen. Unter
Scholz wurde der Kreis dieser Län-
der ausgebaut. Nach der Mordtat
eines ausreisepflichtigen afghani-
schen Asylbewerbers in Aschaffen-
burg legte die SPD weitere Vor-
schläge vor.

Vollzugsbehörden sollen von
psychosozial spezialisierten Fach-
kräften unterstützt werden, um psy-
chische Erkrankungen von Asylbe-
werbern und mögliche Gefahren
besser zu erkennen. Die Behörden

müssten untereinander besser kom-
munizieren und rund um die Uhr er-
reichbar sein. Die eingeführte Kont-
rollen an den deutschen Grenzen
sollen so lange fortgeführt werden,
wieesdieSicherheitslageerfordere.

klima und Verkehr
Die SPD bekennt sich zum Klima-
ziel, den Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur auf mög-
lichst 1,5 Grad zu begrenzen. Dieses
Ziel wurde laut Experten 2024 be-
reits gerissen. Schon die Ampel hat-
te es versprochen und dann nicht
geliefert: das Klimageld. Dies hat
dieSPDwieder in ihrProgrammauf-
genommen.

Die SPD tritt für ein Tempolimit
auf Autobahnen ein: 130 Kilometer
pro Stunde. Das Deutschlandticket
soll dauerhaft angeboten werden.
Fernzüge sollen in allen Großstäd-
ten halten. Das Angebot an ICE-

Sprintern und europaweiten
Schnellzugverbindungen soll er-
weitert werden. Der Atomausstieg
wird als richtig verteidigt.

Soziales und Gesundheit
Das Rentenniveau soll bei 48 Pro-
zent festgeschrieben werden. Das
Renteneintrittsalter von 67 Jahren
soll nicht erhöht werden. Was man
wissen sollte: Zwar gelten bis 2027
die Rentenbeiträge als stabil (bei
18,6 Prozent). Ab 2028 werden sie
allerdings steigen – bis 2030 voraus-
sichtlich auf über 22 Prozent.

Die hohen Eigenanteile bei den
Pflegekosten in stationärer Lang-
zeitpflege sollen auf 1000 Euro pro
Monat gedeckelt werden. Entlas-
tung plant die SPD auch bei jungen
Menschen: Zimmer in Wohnge-
meinschaften für Studenten und
Auszubildendesollennichtmehrals
400 Euro Miete kosten dürfen.

Für privat und gesetzlich Versi-
cherte soll es keine Unterschiede
mehr bei Wartezeiten und Be-
handlungsmöglichkeiten geben.
Die SPD verspricht eine Terminga-
rantie der Krankenkassen und Kas-
senärztlichen Vereinigungen.

innere Sicherheit
Angriffe auf Polizisten und Ret-
tungskräfte sollen härter bestraft
werden. Verschärft werden soll
auch das Gewaltschutzgesetz. Der
Schutz vor häuslicher Gewalt und
Stalkern soll durch Maßnahmen wie
elektronische Fußfesseln und ver-
pflichtende Antigewalttrainings für
Täter sowie Aufenthaltsverbote und
Hausarreste verbessert werden.

FernerwilldieSPDBürgerräte, in
denen geloste Bürger und Bürgerin-
nen über schwierige Themen bera-
ten und ihre Ergebnisse der Politik
vorlegen, etablieren.

Außenpolitik und Verteidigung
Deutschland soll größter Waffenlie-
ferant und Geldgeber für die Ukrai-
ne unter den europäischen Staaten
bleiben – aber die SPD bleibt auch
beim Nein zur Lieferung der
Marschflugkörper Taurus an Kiew.
„Besonnenheit und Augenmaß“
lautet die Devise. Scholz sagt, er
wolle keine Eskalation mit Russland
provozieren. Deutschland und die
Nato dürften keine Kriegspartei
werden.

Die Verteidigungsausgaben sol-
len das Nato-Ziel von 2 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts erfüllen.
Eine Wiedereinführung der Wehr-
pflicht lehntdieSPDab.Siewillaber
einen „flexiblen Wehrdienst“ ein-
führen – dieser soll freiwillig sein
und sich am Bedarf der Bundeswehr
orientieren.

Ausblick
Auch wenn Scholz die Parole aus-
gibt, die SPD werde wie 2021 die
Wahl gewinnen, ist der Partei die
Gefahr für die Sozialdemokratie be-
wusst. Die Ampelregierung hat ihr
Ansehenschwerbeschädigt.Neben
dem SPD-pur-Programm setzt der
Kanzler nun darauf: Dass sich Men-
schen in der Wahlkabine für seine
Partei entscheiden, weil Unions-
kanzlerkandidat Friedrich Merz
noch nie ein Regierungsamt hatte.

D
er SPD ist klar, dass
steigende Preise und
Wachstumsschwäche,
Fachkräftemangel und
Firmenpleiten vor al-
lemihralsKanzlerpar-

tei angelastet werden. Im Wahlpro-
gramm verspricht sie Milliardenin-
vestitionen und Steuerentlastun-
gen. Ein Überblick:

Bildung
Die SPD tritt dafür ein, dass eine gu-
te Bildung unabhängig von der per-
sönlichen Lebenssituation möglich
ist. Sie schlägt vor, eine Fachkräfte-
offensive für Kitas und Schulen ver-
bindlich zwischen allen Bundeslän-
dern zu vereinbaren. So sollen Aus-
bildungskapazitäten ausgebaut,
multiprofessionelle Teams gebildet
und mögliche Quereinsteiger ange-
sprochen werden.

Kein Kind solle ohne die nötigen
Grundfertigkeiten in die Schule
starten. Spätestens mit vier Jahren
und bei der Einschulung müsse der
Entwicklungsstand festgestellt und
wenn nötig eine verbindliche För-
derung angeboten werden. Das Bil-
dungssystem solle „fit“ für die Ein-
wanderungsgesellschaft gemacht
werden. „Wir wollen Vielfalt auch in
Bildungsplänen, Schulbüchern und
in den pädagogischen Berufen wi-
derspiegeln. Schüler*innen unter-
schiedlicher Herkunft sollen sich
mit ihnen identifizieren können.“
Die Erbschafts- und Schenkungs-
steuer soll reformiert werden, um
gezielt in bessere Bildung für alle
Kinder und Jugendlichen investie-
ren zu können.

Wirtschaft
Für mehr Investitionen in Strom-
und Wärmenetze, Ladesäulen und
Wohnungsbau will die SPD einen
Deutschlandfonds einrichten, in
den der Staat 100 Milliarden Euro
einzahlt–kreditfinanziert.Auchpri-
vates Kapital soll einfließen. Daraus
sollen Beteiligungen und Darlehen
finanziertwerden.MiteinemMade-
in-Germany-Bonus will sie 10 Pro-
zent einer Anschaffungssumme für
Maschinen und Geräte über die
Steuer zurückerstatten.

DieSPDwill ferner95Prozentder
Steuerzahler entlasten. Finanzieren
sollen das die deutlich Besser-
verdienenden: das oberste eine Pro-
zent. Wer ein Einkommen von einer
Million Euro im Jahr hat, soll 20.000
Euro mehr zahlen. Zudem soll die
Einkommensgrenze für den Spit-
zensteuersatz von derzeit 67.000 auf
93.000 Euro im Jahr angehoben
werden. Dafür soll der Steuersatz
wiederum von jetzt 42 auf 45 Pro-
zent steigen. Der Mindestlohn soll
spätestens ab 2026 auf 15 Euro stei-
gen. Die Mehrwertsteuer auf Le-
bensmittel soll von 7 auf 5 Prozent
gesenkt werden.

Die im Grundgesetz verankerte
Schuldenbremse will die SPD refor-
mieren, um mehr Kredite aufneh-
men zu können. Angesichts von Re-
formstau und gefährlicher interna-
tionaler Lage sollen langfristige In-
vestitionen als Ausnahme von der
Schuldenbremse erlaubt werden.

von Kristina dunz

Wird er trotz der anhaltenden
deutschenWachstumsschwäche
wiedergewählt? Bundeskanzler
Olaf Scholz imWahlkampf.
foto: Imago/revIerfoto

SPD: BOnUS
füR MAdE
In GERMAny
die Sozialdemokraten wollen
ihr Image als Partei für
Bürgergeldempfänger loswerden
und machen die Wirtschaft zum
Schwerpunkt im Wahlkampf.
Offen ist, ob die SPd mit
Olaf Scholz noch einen
Kanzlerbonus hat. Einen Vorteil
hat der 66‑Jährige: Anders als die
Konkurrenz spielt er schon qua
Amt international eine Rolle.
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sen, Schreiben und Rechnen“ ge-
legt werden. Handys und Tablets
sollen an Grundschulen verboten
und auch danach nur sporadisch in
Klassenzimmern eingesetzt wer-
den.

Klimaschutz und Sozialpolitik
Das BSW fordert „eine Abkehr vom
Wunschdenken einer schnell er-
reichbaren völligen Klimaneutrali-
tät“. Um den CO2 -Ausstoß zu redu-
zieren, sollen alle Technologien ge-
nutztwerden,wie„verbrauchsarme
und effiziente Verbrennermoto-
ren“.

Das Bürgergeld in der aktuellen
Form will das BSW abschaffen und
zum alten Modell von Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfezurückkehren.LangjährigVer-
sicherte sollen „so lange 60 Prozent
ihres letzten Nettogehalts erhalten,
bis ihnen eine zumutbare Beschäfti-
gung angeboten wird oder sie
eigenständig eine gefunden ha-
ben“.

Der Mindestlohn soll unverzüg-
lich auf 15 Euro pro Stunde steigen.
Kapitalerträgesollen–ebenfallswie

früher – genauso hoch wie Arbeits-
einkommen versteuert werden.

flüchtlingspolitik
„Deutschland braucht für die kom-
menden Jahre eine Atempause in
der Migration“, steht im Programm.
Ab sofort solle „der Grundsatz gel-
ten: Wer aus einem sicheren Dritt-
staat einreist, hat kein Recht auf
Aufenthalt. Wer kein Recht auf Auf-
enthalt hat, hat keinen Anspruch
auf ein Asylverfahren und auch kei-
nen Anspruch auf soziale Leistun-
gen.“

Wagenknecht fordert gegenüber
dem RND Asylverfahren außerhalb
Europas. „Es wäre sinnvoll, wenn
die EU rechtsstaatliche Asylverfah-
ren in Drittstaaten durchführt“, sagt
die Parteigründerin und Spitzen-
kandidatin.

Innere Sicherheit
Besser ausgestattete Polizei, mehr
Beamte auf den Straßen, mehr Stel-
len in der Justiz – die Forderungen
des BSW zur Inneren Sicherheit sind
Klassiker. Skepsis vor der Obrigkeit
gibtesvorallemindenPassagenzur

Corona-Aufarbeitung: „Der politi-
sche Autoritarismus der Corona-
Zeit ging so weit, dass grundlegen-
de Freiheitsrechte durch den Staat
außer Kraft gesetzt wurden.“

Außenpolitik
Wagenknecht will keine neuen US-
Mittelstreckenraketen in Deutsch-
land, keine Waffenlieferungen an
Israel, keine finanzielle Unterstüt-
zung der Ukraine und keinen EU-
BeitrittdesosteuropäischenLandes.
Der russische Angriffskrieg in der
Ukraine soll durch Verhandlungen
„ohne Vorbedingungen“ beendet
werden. China und die Länder des
globalen Südens sollen nach BSW-
Vorstellung dazu als Vermittler be-
reitstehen.

fazit
Eigentlich wollte sich das BSW Zeit
lassen, um ein Grundsatzprogramm
zu erarbeiten. Die vorgezogene
Bundestagswahl hat diesen Plan zu-
nichte gemacht. Stattdessen gibt es
ein „Best of“ von BSW-Forderun-
gen, die an einigen Stellen nicht
über Schlagworte hinausgehen.

BSW: VERHANDlUNGEN StAtt WAFFEN
Als erste Partei in der Bundesrepublik will Sahra Wagenknechts Polit-Start-up bereits beim ersten Antritt in den Bundestag einziehen

D as Wahlprogramm des
Bündnis Sahra Wagen-
knecht (BSW)bietetvonal-
lem etwas: eine linke So-

zialpolitik, die vor allem Ältere vor
einem sozialen Abstieg bewahren
will, eine rechte Migrationspolitik
und einen kräftigen Schuss Populis-
mus.

Wirtschaft und Energie
Ein staatlicher Industriefonds soll in
„relevante Zukunftsbranchen und
Schlüsselindustrien investieren“.
Energieimporte sollen vom „billigs-
ten Anbieter“ bezogen werden. Da-
zu gehört für Wagenknecht auch
eine Wiedereröffnung von Nord
Stream 2.

Einen Wiedereinstieg in die
Atomenergie lehnt das BSW ab.

Bildung
Wagenknechts Partei ist für eine
Zentralisierung des föderalen Bil-
dungssystems durch ein „bundes-
weites Bildungsrahmengesetz, das
vergleichbare Rahmenbedingun-

Von Jan Sternberg

gen, Rechtsansprüche und hohe
qualitative Standards in allen Bun-
desländern schafft“.

Das Schulsystem müsse „auf al-
len Ebenen durchlässig“ werden,

damit Bildungschancen weniger
von Geldbeutel und sozialem Status
der Eltern abhängen.

In der Grundschule soll mehr
Wertauf„dieKernkompetenzenLe-

Als erste Partei in der Bundesrepublik will SahraWagenknechts Polit-Start-up
BSWbereits beim ersten Antritt in den Bundestag einziehen. FOtO: SIMON/Getty

Schulpflicht solle eine „Bildungs-
pflicht“ werden.

Klimaschutz und Sozialpolitik
Das Unterkapitel „Klima“ nimmt nur
zwei Seiten im 85-seitigen Wahlpro-
gramm der AfD ein. Darin erklärt die
Partei, dass vom „natürlichen“ Kli-
mawandel aus ihrer Sicht keine Ge-
fahr ausgehe und jegliche Maßnah-
men zum Klimaschutz unnötig seien.

Die AfD will das Bürgergeld um-
bauen und einschränken, insbeson-
dere für Empfänger ohne deutsche
Staatsbürgerschaft. Erwerbsfähige
Bürgergeldempfänger will die AfD
nach sechs Monaten „zu gemeinnüt-
ziger Arbeit heranziehen“. Nicht
deutsche Staatsangehörige sollen
nur noch für ein Jahr Bürgergeld be-
kommen und auch nur dann, wenn
sie vorher fünf Jahre sozialver-
sicherungspflichtig in Deutschland

gearbeitet haben. Ukrainische
Kriegsflüchtlinge sollen im Leis-
tungsbezug wieder den Asylbewer-
bern gleichgestellt werden.

Nach Berechnungen des DIW-
Forschers Stefan Bach verspricht die
AfDin ihremWahlprogrammSteuer-
entlastungen von 182 Milliarden
Euro pro Jahr. Das entspricht 4,1 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. Da-
von gehen 37 Prozent (68 Milliarden)
an die reichsten 10 Prozent, 19 Pro-
zent (34 Milliarden) an das reichste
Prozent der Gesellschaft. 45 Milliar-
den Euro pro Jahr gehen an die unte-
re Hälfte der Bevölkerung.

Auch die traditionelle AfD-Forde-
rung nach einem Familiensplitting
für alle Familien käme vor allem bes-
ser-undhochverdienendenFamilien
zugute, bei denen der Splittingvor-
teil die Entlastungswirkungen von
Kindergeld und Kinderfreibetrag

übersteigt. Ein unbegrenztes Fami-
liensplitting bei der Einkommens-
steuer würde Entlastungen von 21
Milliarden Euro pro Jahr bedeuten.

Weidel hat sich kürzlich dafür
ausgesprochen, 5 Prozent der Wirt-
schaftsleistungfürVerteidigungaus-
zugeben. Das wären 200 Milliarden
Euro jährlich. Finanzierung: unklar.

flüchtlingspolitik
Die AfD hat den rechtsextremen
Kampfbegriff „Remigration“ zur of-
fiziellen Parteilinie erklärt. In der an-
genommenen Formulierung werden
nur Maßnahmen wie die beschleu-
nigte Abschiebung von Straftätern
genannt, die „bereits heute der gel-
tenden Rechtslage entsprechen oder
sich jedenfalls mittels verfassungs-
konformer Gesetzesänderungen
umsetzen“ ließen. Doch innerpartei-
lich ist damit der Begriff auch in sei-
nen extremeren Bedeutungen bis
hin zur Ausbürgerung eingebürger-
ter Deutscher freigegeben. Syrerin-
nen und Syrer, die vor dem Bürger-
krieg geflohen sind, stellen laut AfD
ein „großes Remigrationspotenzial“
dar. Nachdem ihr „Fluchtgrund ent-
fallen“ sei, begründe ihr „zeitlich be-
fristeter Schutzanspruch“ auf keinen
Fall eine Anwartschaft auf eine
dauerhafte Einwanderung.

Innere Sicherheit
Für die AfD ist Deutschland ein Land
täglicher „Gewaltexzesse“ und „un-
haltbarer Zustände“. Schuld sind
„Clans, Banden und ausländische
Mafia“sowie„linksradikaleGewalt-
exzesse“. Geschlossene Grenzen
sollen die Sicherheit stärken. Aus-
ländischen „Gewalttätern und Ter-
roristen“ soll das Aufenthaltsrecht
verweigert werden, verurteilte aus-
ländische Straftäterinnen und Straf-
täter sollen „zwingend“ ausgewie-
sen werden. Die AfD fordert zudem,
„ausländische Gefährder und Terro-
risten“ in „Präventivhaft“ zu neh-
men. Die Strafmündigkeit soll auf
zwölf Jahre gesenkt werden, Ju-
gendstrafrecht nur noch bis 18 Jahre
zur Anwendung kommen.

Außenpolitik
Deutschland ist für die AfD ein „Ob-
jekt fremder Interessen“, so steht es
im Wahlprogramm. Gemeint damit
ist eine Abhängigkeit von den USA.
Dennoch sucht die AfD offensiv den
Kontakt zum neuen US-Präsidenten
Donald Trump und seinen Vertrau-
ten wie Elon Musk. Ein halbes Dut-
zend AfD-Politiker flog anlässlich
der Amtseinführung Trumps in die
USA. Die AfD sieht „die Welt im Um-
bruchzueinermultipolarenWeltord-
nung“. Sie wünscht sich ein „unab-
hängiges und handlungsfähiges
europäisches Militärbündnis“, will
aber laut Wahlprogramm bis zu des-
sen Aufbau in der Nato bleiben.

fazit
Die AfD hat sich zur Bundestagswahl
weiter radikalisiert. Ihre Wahlkam-
pagne „Zeit für Deutschland“ zielt
zwar auf Normalisierung und neue
Wählerschichten inderMitte,dieRe-
den auf dem Parteitag aber weisen in
eine andere Richtung, die Umar-
mung der extremen Teile der Partei.

Z
urück zum Verbren-
nungsmotor, neue Kohle-
und Kernkraftwerke,
Überwindung von EU
und Nato – die AfD zeigt
sich zur Bundestagswahl

radikaler denn je. Wir haben die
wichtigsten Punkte zusammenge-
fasst:

Wirtschaft und Energie
Die AfD-Chefs Alice Weidel und Ti-
no Chrupalla beklagen die „De-
industrialisierung Deutschlands“
und fordern vor allem weniger Kli-
maschutz und billige Energie.

Die „deutsche Automobilindust-
rie“ müsse „als Leitindustrie erhal-
ten“ bleiben, fordert die AfD. Sie sei
„abhängigvomFortbestanddes Ver-
brennungsmotors“. Daher sei die
Antriebswende zur Elektromobilität
zu stoppen und zurückzudrehen, for-
dert die Partei, für die sich der Tesla-
Eigentümer Elon Musk im Wahl-
kampf starkgemacht hat.

Nur durch billige Energie sei der
Wirtschaftsstandort Deutschland zu
erhalten, argumentiert die AfD. Die
Partei will daher die Laufzeiten der
Kohlekraftwerke verlängern, neue
Atomkraftwerke bauen, die Nord-
Stream-Pipelines reparieren und
wieder Gas aus Russland beziehen.
Gas- und Ölheizungen sollen blei-
ben, die CO2-Abgabe abgeschafft,
Energie- und Stromsteuer gesenkt
werden. Neue Windkraftwerke wird
es nach dem Willen der AfD nicht ge-
ben. Auf dem Parteitag in Riesa
sprach Weidel sogar davon, „Wind-
mühlen der Schande“ abzureißen.

Die AfD will die Europäische
Union durch einen „Bund europäi-
scher Nationen“ ersetzen, diese
„neu zu gründende europäische
Wirtschafts- und Interessengemein-
schaft“ soll sich ausschließlich um
den Binnenmarkt, Schutz der
Außengrenzen und Zusammen-
arbeit in Sicherheitsfragen küm-
mern. Seit ihrer Gründung 2013 for-
dert die AfD zudem das Ende des
Euro und die Wiedereinführung na-
tionaler Währungen.

Bildung
Die AfD setzt sich für ein nach Bega-
bung differenziertes mehrgliedriges
Schulsystem ein. Für den Übergang
aufs Gymnasium sollen „verbindli-
che Kriterien“ eingeführt werden.
„Das Abitur muss wieder zum Aus-
weis der Studierfähigkeit werden;
der Haupt- oder Realschulabschluss
zur Berufsausbildung befähigen.“

Die Partei fordert im Wahlpro-
gramm die Einführung verpflichten-
der Vorschulklassen. Die Inklusion
an Regelschulen soll zurückgefah-
ren werden. Die Förderschule solle
„wieder zum Regelfall für Schüler
mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf werden“. Die AfD steht dem
aktuellen Schulsystem skeptisch
gegenüber, beklagt sich über „Früh-
sexualisierung“ und „Gender-In-
doktrination“. Folgerichtig will die
Partei es ermöglichen, dass Eltern
ihre Kinder außerhalb des staatli-
chen oder staatlich anerkannten
Schulsystems unterrichten. Aus der

Von Jan Sternberg

Die AfD und ihre Kanzlerkandida-
tin AliceWeidel erklären den
rechtsextremen Kampfbegriff
„Remigration“ zur offiziellen Par-
teilinie. FOtO: IMAGO/MArcO BAder

AfD: FüR KoHlE
UND GEGEN
DAS GENDERN
Radikalisierung und
Normalisierung – die AfD
setzt zur Bundestagswahl
auf eine Doppelstrategie.
Infrage gestellt werden die
Bindung an die westlichen
Staaten und die
Energiewende, die CDU ist
der neue Hauptgegner.
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rung erhalten – und Unternehmen,
die selbst Kita-Plätze schaffen, eine
steuerliche Vergünstigung.

Mit einem Zukunftsinvestitions-
programm Bildung wollen die Grü-
nen mit Ländern und Kommunen
bundesweit für mehr Chancen- und
Generationengerechtigkeit sorgen.
Durch eine „Innovationsinitiative
Zukunfts-Campus“ sollen Hörsäle,
Labore und Bibliotheken gemein-
sam mit den Ländern modernisiert
werden. Ziel sind barrierefreie
Schulgebäudemit dichtenDächern,
funktionierenden Toiletten und di-
gitalen Klassenräumen – sowie
mehr Stellen für Schulsozialarbeit,
Schulpsychologie und Inklusion.

Durch eine deutliche Anhebung
der Mindestausbildungsvergütung
wollen die Grünen die Attraktivität
der Ausbildung erhöhen. Der Füh-
rerscheinerwerb von Auszubilden-
den soll bezuschusst und eine Lö-
sung für ein Azubi-Deutschlandti-
cket gefunden werden. Eine solida-
rische Ausbildungsumlage soll die
Ausbildungsbereitschaft kleiner
undmittlerer Betriebe stärken.

Im Bereich Wissenschaft will die
Ökopartei den Anteil befristet Be-
schäftigter deutlich senken und mit
den Ländern mehr Dauerstellen
neben der Professur garantieren.
Dabei sollen Frauen gezielt geför-
dert sowie Machtmissbrauch und
Diskriminierung entgegengewirkt
werden.

Flüchtlingspolitik
Die Grünen setzen sich in ihrem
Wahlprogramm für eine humane
Flüchtlingspolitik ein und mahnen
etwa „ein konsequentes Vorgehen
gegen illegale Pushbacks“ an den
Außengrenzen der Europäischen
Union an. Allerdings stellen sie der-
lei Forderungen nicht wie früher in
den Vordergrund. Außenministerin
Annalena Baerbock unterstrich
stattdessen, „eine Migrationspoli-
tik, die Humanität undOrdnung zu-
sammenbringt“, sei auch „eine Si-
cherheitsfrage“. Tatsächlich haben
die Grünen das Gemeinsame Euro-
päischeAsylsystem,dasAsylverfah-
ren an den Außengrenzen der EU
vorsieht, schon mitgetragen. Ha-
beckerklärte jüngstgemünztaufdie
syrischen Flüchtlinge in Deutsch-
land: „Diejenigen, die hier arbeiten,
die können wir gut gebrauchen.
Diejenigen, die hier nicht arbeiten,
werden – wenn das Land sicher ist –
wieder in die Sicherheit zurückkeh-
ren können oder auchmüssen.“Das
ist insgesamt ein strengerer Ton.

Klimaschutz und Sozialpolitik
Das ThemaKlimaschutz rangiert of-
fiziell lediglichanPlatzdreidesGrü-
nen-Wahlprogramms – und taucht
überhaupt überwiegend im Zusam-
menhang mit der wirtschaftlichen
ModernisierungdesLandesauf.Ha-
beck unterstreicht jedenfalls stets
aufsNeue,dassesnichtumneueBe-
lastungengehe (wie beimumstritte-
nen Heizungsgesetz aus dem von
ihm geführten Bundeswirtschafts-
ministerium), sondern eher um Ent-
lastungen. „Wir haben den Strom
sauber gemacht“, sagte er mit Blick
auf den Ausbau der erneuerbaren
Energien. „Jetzt machen wir ihn
günstig.“

Zur Stärkung der Finanzkraft der
Bürger will die Ökopartei ein sozial
gestaffeltes Klimageld einführen,
das die steigenden CO2-Preise aus-
gleichen soll. Auch soll die Förde-
rung vonMenschen ausgebautwer-
den, die sich eine klimafreundliche
Heizung einbauen lassen. Die Grü-
nen schlagen bei der Rente einen
Bürgerfonds vor: Mit Darlehen und
Eigenmitteln des Bundes soll nach-
haltig und klimaverträglich in euro-
päischeunddeutscheUnternehmen
investiertwerden.DieErträgesollen
zur Stärkung geringerer und mittle-
rer Renten dienen. Sie kämen damit
wohl vor allem Beziehern in Ost-
deutschland zugute. Begleitend soll
es für Arbeitnehmer mehr Anreize
geben, länger zu arbeiten. Und der
Mindestlohn soll auf 15 Euro ange-
hoben werden. Soziale Aspekte sol-
len beim Klimaschutz nun von An-
fang anmitgedacht werden.

Außenpolitik
Die Grünen wollen mehr europäi-
sche Zusammenarbeit und dass die
EUgemeinsamfürSicherheit,Wohl-
stand und Demokratie einsteht.
„EuropeUnited ist auchunsereAnt-
wort auf Trumps ‚America first‘“,
heißt es. „Nurmitmehr Europa kön-
nenwir imWettbewerbmitdenUSA
undChinabestehen, könnenwir die
gemeinsameWachstums- und Inno-
vationsschwäche überwinden und
wieder treibendeKraft beim techno-
logischen Fortschritt werden.“

Die Partei bekennt sich daneben
eindeutig zur Solidarität mit der von
Russland angegriffenen Ukraine.
Zuletzt plädierte der grüneKanzler-
kandidat schließlich dafür, nicht
mehr nur 2, sondern 3,5 Prozent der
jährlichen Wirtschaftsleistung für
Verteidigung auszugeben.

Fazit
VonAusnahmenabgesehensinddie
Grünen bemüht, einerseits ent-
schieden zu wirken und anderer-
seitswenigAngriffsfläche zubieten.
Sie wollen endgültig Abstand neh-
men von einem angeblich bevor-
mundenden Ansatz – hin zu einer
Partei, die von den gegenwärtigen
InteressenderBürgerherdenkt.Der
moderate Zug des Wahlprogramms
zielt aber nicht allein auf den Wahl-
tag, sondern längst auf die Zeit da-
nach. Die Spitze der Grünen strebt
ein Bündnis mit CDU undCSU an.

E
ntlastung statt Belas-
tung – die Grünen wol-
len endlich weg vom
Image der Verbotspar-
tei. Im Wahlprogramm
zur vorgezogenen Bun-

destagswahl 2025 stellt die Ökopar-
tei die Lebenswirklichkeit derMen-
schen in den Vordergrund. Wir ha-
ben die wichtigsten Punkte zusam-
mengefasst:

Wirtschaft
Als Schwerpunkte des grünen
Wahlkampfes nannte Kanzlerkan-
didat Robert Habeck, das Leben für
Menschen bezahlbar zu machen,
die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft wieder herzustel-
len sowie die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen. Deutsch-
land müsse „sich noch einmal neu
erfinden“, sagte er.

DieGrünenplanendeshalbeinen
Deutschlandfonds für langfristige
Investitionen. Er soll über zehn Jah-
re hinweg eine mittlere dreistellige
Milliardensumme umfassen und
über eine Reform der Schulden-
bremse finanziert werden. „Unsere
Infrastruktur braucht eineGrundsa-
nierung, damit das Land wieder vo-
rankommt“, ist im Wahlprogramm
der Ökopartei zu lesen. „Mit dieser
Grundsanierung machen wir das
Land klimaneutral.“

Habeck sagte zwar, wenn die
Wirtschaft erst einmal wieder ange-
sprungen sei, dann werde Deutsch-
land auchwieder höhere Steuerein-
nahmen bekommen. Aber bis dahin
gehe es nicht ohne neue Kredite,
manmüsse dasWachstum vorfinan-
zieren.

Teil desWahlprogrammssind fer-
nerdieForderungnachdemStopfen
von Steuerschlupflöchern, der hö-
herenBesteuerungvonMilliardären
und der Einführung einer Deutsch-
land-App für alle Dienstleistungen
des Staates. Die Parteivorsitzende
Franziska Brantner sagte, Ziel sei
„ein Land, das einfach funktio-
niert“.

bildung
Die Grünen halten am Kita-Quali-
tätsgesetz fest, bei dem der Bund
derzeit jährlich rund 2 Milliarden
Euro in Kindertagesstätten inves-
tiert. Dazu sollen bundesweite Qua-
litätsstandards gesetzlich festge-
schrieben werden. Kitas mit einem
hohen Anteil sozial benachteiligter
Kinder solleneinebesondereFörde-

Von Markus decker

Wegkommen vom Image als Ver-
botspartei: Robert Habeck, Bundes-
wirtschaftsminister und Grünen-
Kanzlerkandidat. Foto: Uli deck/dPA

Grüne:
dAS lEBEN
BEzAHlBAR
MAcHEN

bekommen sollte. Nur 16,2 Prozent
sind dagegen.

Wirtschaftspolitik ist das zweite
wichtige Thema, bei dem sich die
BefragteneinenKurswechselwün-
schen. 53 Prozent geben an, dass
sie in der Frage der Standortsiche-
rung Korrekturbedarf sehen. Als
größtes Problem für die Wirtschaft
habendieBefragtendieBürokratie
ausgemacht. 81,3 Prozent wollen
einen Abbau bürokratischer Hür-
den.DiehohenEnergiepreisemüs-
sen aus Sicht von 68,2 Prozent
runter, damit Deutschland wieder
wirtschaftlichen Erfolg hat. 49 Pro-
zent glauben, dassmehr Investitio-
nen in Bildung zu einer wirtschaft-
lichenGesundungbeitragenkönn-
ten.

Migration schafft es ebenfalls in
die Top drei der wichtigsten The-
men der Umfrage, die in der Zeit
vom 13. Dezember bis zum 23. Ja-
nuar erhobenworden ist unddamit
vor der Zuspitzung imStreit umdie
Flüchtlingspolitik.

Das Bild bei diesem im bisheri-
gen Wahlkampf dominanten The-
ma ist differenziert. Mehr als zwei
Drittel (68,2 Prozent) der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer sind der
Meinung, Deutschland solle wei-

terhin Menschen aufnehmen, die
vorKriegundGewalt fliehen.Auch
zur Behebung des Fachkräfteman-
gels erachtet eine Mehrheit
(61,2 Prozent) die Aufnahme von
Menschen aus dem Ausland für
sinnvoll.DieklassischenAsylgrün-
de, politische oder anderweitige
Verfolgung, rechtfertigenausSicht
von54,7Prozent eineEinreisenach
Deutschland. Einen vollständigen
Stopp der Einwanderung fordern
hingegen nur 10 Prozent.Bei der
Frage, welcher Partei die Befragten
amehestendieBewältigungderak-
tuellen Herausforderungen zutrau-
en, landet dieUnion auf demersten
Platz, allerdings mit vergleichswei-
se schwachen 23,1 Prozent. Die
Grünen schneiden mit 19 Prozent
deutlich stärker abals in dengängi-
gen Meinungsumfragen. Knapp
dahinter folgt die AfD mit 18,7 Pro-
zent. Der Kanzlerpartei SPD trauen
nur 10,5 Prozent der Teilnehmen-
den die Lösung der Probleme zu.
BSW,LinkeundFDPlandenimpoli-
tischenNiemandsland.

Eine schlechte Nachricht für alle
Parteien: Fast jeder fünfte Befragte
(19,6 Prozent) traut es keiner politi-
schen Partei zu, die Probleme des
Landes in denGriff zu bekommen.

WElcHE Probleme BRENNEN uNTER dEN NäGElN?
die Ergebnisse einer Onlineumfrage des RNd haben diese Ausgabe mitgestaltet: Bildung, Wirtschaft und Migration sind die Topthemen unserer leser

W iedenkenunsereLese-
rinnen und Leser über
Deutschland? Welche
Probleme in Politik,

Wirtschaft und Gesellschaft bren-
nen ihnen besonders unter denNä-
geln? Undwelcher Partei trauen sie
am ehesten eine Lösung zu? Das
wollten das RedaktionsNetzwerk
Deutschland und 26 Partnerredak-
tionenmit einerOnlineumfrage he-
rausfinden, und mehr als 80.000
MenschensinddemAufruf zurTeil-
nahme gefolgt.

Die Ergebnisse sind zwar nicht
repräsentativ für die Gesamtbevöl-
kerung, geben aber einen guten
Eindruck davon, welche Themen
Leserinnen und Leser regionaler
Tageszeitungen kurz vor der Bun-
destagswahl als besonders wichtig
einschätzen. Bei der Auswahl der
Themen in dieser Spezialausgabe
ist die Redaktion dem Interesse
ihrer Leserinnen und Leser gefolgt.

GanzobenaufderListe stehtdas
Thema Bildung. 58,4 Prozent der
Teilnehmenden nennen den Bil-
dungsbereich als denjenigen, in
dem sich in Deutschland am drin-
gendsten etwas verändern muss.

Von Andreas Niesmann

die Stärkung der Wirtschaft
und einen sozialverträglichen
Klimaschutz stellen die Grünen
in den Mittelpunkt. das ist eine
lehre aus dem Streit um das
Heizungsgesetz.

Mehr als drei Viertel (77,3 Prozent)
wünschen sich etwa weniger
Unterrichtsausfall in der Schule.
Eine bessere Vorbereitung auf das
Berufsleben (68,2 Prozent) und

kleinere Klassen (55,1 Prozent) ste-
hen ebenfalls weit oben auf der
Wunschliste.

Dass die eigentlich zuständigen
Bundesländer in der Lage sind, die

Probleme zu lösen, glauben die Le-
serinnen und Leser offenbar nicht
mehr. 70,5 Prozent fordern, dass der
Bund mehr Kompetenzen und Mit-
spracherechte inderBildungspolitik

Eine Wählerin steckt ihren Wahlbrief in eine Wahlurne. Am 23. Februar haben rund 60 Millionen Wählerinnen und Wähler
die Möglichkeit, über den neuen Bundestag abzustimmen. Foto: MArijAN MUrAt/dPA
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Herr Dr. Träger, wir leben im Zeitalter
der Populisten. Trump,Milei und die
AfD in Deutschland. Ist das der neue
Stil, auf denwir uns in den nächsten
Jahrzehnten einstellenmüssen?
Tatsächlich sind Populisten gegen-
wärtig sehr erfolgreich. Es ist ein-
fach, populistisch aufzutreten.
Populismus bedeutet unter ande-
rem, für komplexe Probleme ver-
meintlich einfache Lösungen zu
präsentieren. Komplexe, lösungs-
orientierte Antworten auf drängen-
de Fragen sind anstrengend und
nicht so leicht zu vermitteln.

Umfragen zufolgewird der nächste
Bundestag deutlich kleiner. Das liegt
an derWahlrechtsreform und daran,
dass drei Parteien an der Fünfpro-
zenthürde scheitern könnten. Kleine-
re Parlamente gelten traditionell als
stabil – doch in Deutschland dürfte
das anders aussehen.Wie wird sich
das Parlament verändern?
Alles zwischen einem Vier- und
einem Sieben-Fraktionen-Parla-
ment ist möglich. FDP, Linke und
BSW könnten an der Fünfprozent-
hürdescheitern,aberauchknapp in
den Bundestag einziehen. Am
Wahlabend wird es vermutlich bis
tief in die Nacht dauern, bevor klar
ist, welche Parteien in den Bundes-
tag einziehen. Entscheidend ist
nicht nur, wer es ins Parlament
schafft, sondern auch, wie weit die
Parteien programmatisch vonei-
nander entfernt sind und wer mit
wem koalitionsfähig ist. Davon ist
auch abhängig, wie effizient der
nächste Bundestag arbeiten kann.
Nehmen wir an, es würde nur vier
Fraktionen geben:CDU/CSU, SPD,
AfD und die Grünen. Die AfD wird
von allen anderen Parteien zum jet-
zigen Zeitpunkt als Koalitionspart-
ner ausgeschlossen. Die Union
müsste entweder mit der SPD oder
den Grünen zusammenarbeiten.
Schwarz-Grün ist wegen der CSU
kompliziert, also bliebe nur die gro-
ße Koalition. Doch ob die SPD nach
einem möglicherweise historisch
schlechten Ergebnis als Juniorpart-
ner in eine Regierung geht, ist frag-
lich. Falls die Union Schwarz-Grün
kategorisch ausschließt, wäre die
SPDineinerstarkenVerhandlungs-
position und könnte einige Punkte
durchsetzen. Dasmacht dieseWahl
so besonders.

Würde ein Vier-Parteien-Parlament
nicht besonders die AfD stärken,weil
unliebsame Koalitionen geschmiedet
werdenmüssen?
Das ist möglich. In ostdeutschen
Bundesländern sehen wir seit Jah-
ren, dass eine Zusammenarbeit mit
der AfD zwar ausgeschlossen wird,
diesaber selten inhaltlichbegründet
wird. Dann müssen Koalitionen wie
die Brombeerkoalition in Thüringen
geschmiedet werden, in der CDU
und BSW zusammen regieren – al-
lein, um eine Zusammenarbeit mit
der AfD zu verhindern. Die Wahl-
ergebnissenachdenKenia-Koalitio-
nen in Brandenburg und Sachsen
zeigen aber: Die AfD verliert da-
durch nicht, sie gewinnt sogar.Wäh-
ler empfinden solche heterogen zu-
sammengesetztenKoalitionenoftals
AfD-Verhinderungsbündnisse mit
internen Konflikten. Das spielt der
AfD indieKarten,weil sie sichalsAl-
ternative zu diesen oft zerstrittenen
Regierungen präsentieren kann.

Sollte man vor diesemHintergrund
über die Abschaffung der Fünfpro-
zenthürde nachdenken?
Die Frage ist: Wie genau würden
wir sie ändern? Eine kompletteAb-
schaffung würde bedeuten, dass
auchkleineParteienmit sehrweni-
gen Stimmen ins Parlament einzie-
hen. Dadurch entstünde ein hoch-
fragmentiertes System wie in den
Niederlanden. Das macht die Re-
gierungsbildung nicht einfacher,
sondern komplizierter. Eine Sen-
kung auf 4, 3 oder 2 Prozent würde
ebenfalls Probleme mit sich brin-
gen, denn dann würden sich die
unterhalb dieser Schwellen liegen-
den Parteien benachteiligt fühlen.
Deshalb gibt es im Grunde nur
zwei Optionen: Entweder wir be-
halten die Fünfprozenthürde oder

Landespolitik funktioniert anders
als Bundespolitik. In Ostdeutsch-
land haben einige Ministerpräsi-
denten ihren Amtsbonus genutzt,
um gegen die AfD zu mobilisieren.
Das gilt unabhängig von der Partei.
In Brandenburg etwa hat Minister-
präsident Dietmar Woidke (SPD)
2024 ebenso wie Reiner Haseloff
(CDU)2021 inSachsen-Anhalt stark
von seiner persönlichen Popularität
profitiert. Die Frage ist, ob Friedrich
Merz das auf der Bundesebene ge-
nauso glaubwürdig könnte wie Ha-
seloff oder Woidke. Da habe ich er-
hebliche Zweifel.

Von Amtsträgerbonus kann auf Bun-
desebene ebenfalls nicht gesprochen
werden. Generell sind die drei Kanz-
lerkandidaten von SPD, CDU undGrü-
nen recht unbeliebt.Waswird diese
Bundestagswahl entscheiden: Pro-
gramme, Parteien oder Personal?
Eine Mischung aus allem. Manche
Wähler sind traditionell an eine Par-
tei gebunden; doch das nimmt ab.
Andere orientieren sich stark an
Personen, auch weil politische In-
halte oft über Personen vermittelt
werden. Sympathie spielt eine Rol-
le.AberesgibtauchWähler,die sich
gezielt mit Programmen auseinan-
dersetzen.

Wir sehen in den Umfragen, dass die
AfD besonders in Ostdeutschland er-
folgreich ist.Welche Unterschiede
stechen auch 34 Jahre nach derWie-
dervereinigung imWahlkampf he-
raus?
DieUnterschiede zwischenOst und
West sind augenfällig, auch wenn
sie nicht allein die Wahlentschei-
dung eines Menschen bestimmen.
InOstdeutschlandgibt es etwa eine
geringere Parteibindung als im
Westen. Zudem unterscheiden sich
OstundWesthinsichtlich ihrer sozi-
alstrukturellen Zusammensetzung:
Beispielsweise in Nordrhein-West-

falen gibt es viele Großstädte mit
urbanen Milieus. Solche urbanen
Milieus haben wir in Ostdeutsch-
land seltener; dort gibt es mehr
ländliche Regionen. In ländlichen
Regionen wird die AfD deutlich
stärker gewählt als in den Städten.
Das gilt trotz aller Unterschiede so-
wohl für denOsten als auch für den
Westen. Selbst in Leipzig gibt es
zwischen den einzelnen Stadtteilen
große Unterschiede. In den eher
ländlichgeprägtenOrtsteilen istdie
AfD stärker, in den innenstadtna-
hen deutlich schwächer als im
Durchschnitt der Stadt. In den säch-
sischen Landkreisen, die teilweise
größer als das Saarland sind, war
lange Zeit nur die CDU in der Lage,
flächendeckend Kampagnen zu or-
ganisieren.Konkurrenzfähigwar in
manchen Regionen allenfalls die
Linke. Solche Situationen prägen
den politischen Wettbewerb vor
Ort. In diesem Umfeld konnte die
AfDbereitsmit relativwenigenMit-
gliedern kampagnenfähige Struk-
turen aufbauen.

Immer wieder wird das Ende der klas-
sischen Volksparteien prognostiziert.
Könnte die AfD in Ostdeutschland
diese Rolle übernehmen?
Das Konzept der Volkspartei ist
nicht so einfach zu definieren. Man
kann es über Stimmenanteile oder
über Wählergruppen definieren.
Die AfD wird in verschiedenen ge-
sellschaftlichen Milieus gewählt,
das spricht für eine gewisse Breite.
Zudem hat sie es geschafft, vor al-
lem in ländlichen Regionenmit we-
nigenMitgliedernkampagnenfähi-
geStrukturenaufzubauen. Ichwür-
de aber nicht sagen, dass man von
der AfD zum momentanen Zeit-
punkt als einer deutschlandweiten
Volkspartei sprechen kann.

Lange galt die klassische Partei ge-
nerell als überholt. Bewegungenwie
in Frankreich von Emmanuel Macron
oder Fridays for Future in Deutsch-
landwurden als Zukunft des politi-
schen Engagements angesehen.
Dochmittlerweile befinden sich viele
dieser Bewegungen in einer Krise. Ist
das traditionelle Parteienmodell also
doch alternativlos?
Ja und Nein. Unser Parteienmodell
hat sich grundsätzlich bewährt, ist
aber reformbedürftig – insbesonde-
re in Bezug auf innerparteiliche Be-

teiligungsmöglichkeiten. Während
sich Parteimitglieder früher vor al-
lem auf die lokale Ebene fokussier-
ten, setzen Parteien heute verstärkt
auf Mitbestimmung. In den letzten
zehn bis zwanzig Jahrenwurde viel
darüber nachgedacht, wie Mitglie-
der besser eingebunden werden
können.Wir sehenzunehmendMit-
gliederbefragungen und neue Be-
teiligungsformate.

Auch das politische Engagement –
besonders imOsten – nahm in der
Merkel-Zeit ab. Kreiert die AfD gera-
de eine neueWelle des politischen
Engagements?
Nur ein sehr kleiner Teil ihrerWäh-
ler engagiert sichaktiv inderPartei.
Wer die AfD wählt, tut das entwe-
der, weil er wirklich von den Inhal-
ten überzeugt ist, oder eben aus
Protest. Dass die AfD in manchen
Ländern als rechtsextrem einge-
stuft wird, spielt für ihre Wähler oft
keine Rolle.

Sie sprechen es an: Die AfD gilt teil-
weise als rechtsextrem, in den ver-
gangenenWochen nahm die Debatte
über einmögliches AfD-Verbot wie-
der Fahrt auf.Wäre das die Lösung?
Ein Verbotsverfahren wäre schwie-
rig, weil die juristischenHürden ex-
trem hoch sind. Zudem würde die
AfD sich als Opfer inszenieren und
das Verbot als Bestätigung ihres
Narrativs einer Märtyrerrolle nut-
zen. Die Botschaft ist: Die etablier-
ten Parteien wollen uns verbieten,
weilwir soerfolgreichsind.Fallsdas
Verfahren scheitert, könnte die AfD
sich als „gerichtlich bestätigt demo-
kratisch“ präsentieren.

Wie der nächste Bundestag ausse-
henwird, ist offener denn je. Das liegt
mitunter auch daran, dass viele noch
unentschlossen sind. Laut Umfragen
nimmt diese Bevölkerungsgruppe zu.
Woran liegt das –machen die Partei-
en keine guten Angebote?
Möglicherweise fehlt den Bürgern
ein überzeugendes Angebot. Oder
sie wählen strategisch, weil viele
Parteien knapp an der Fünfprozent-
hürde stehen. Es könnte Leihstim-
men geben, zum Beispiel von Wäh-
lern, die eigentlich einegroßePartei
favorisieren, aber aus strategischen
Gründen eine kleine Partei unter-
stützen.

Interview: TimonNaumann

ich glaube
nicht, dass die
afd auf der
Bundesebene
stärkste Kraft

wird.
Hendrik Träger,

Politikwissenschaftler
an der Universität Leipzig

Kurz vor der Bundestagswahl ist noch völlig offen,
wie sich das nächste Parlament zusammensetzt.
Von vier bis sieben Fraktionen ist alles möglich.
der Politikwissenschaftler hendrik träger aus
Leipzig erklärt, was dies für die deutsche
demokratie bedeuten könnte.

Dr. Hendrik Träger ist
Politikwissenschaftler
und Lehrkraft für be-
sondere Aufgaben an
der Universität Leipzig.
Foto: Swen ReichhoLd

was wird
dieseWahl
entscheiden?
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Rechtliche Hinweise
Seit dem 9. Januar 2016 gilt die Verordnung (EU)
Nr. 524/2013 über die Streitigkeiten
(kurz: ODR-Verordnung).
Sie dient der Stärkung der Verbraucherrechte.
Die Europäische Kommission stellt unter
https://webgate.ec.europa.eu/odr/
eine entsprechende Plattform zur außergericht-

lichen Onlinestreitbeilegung bereit. Unsere
E-Mail-Adresse finden Sie oben im Impressum.

Informationen nach demVerbraucher-
streitbeilegungsgesetz (VSBG)
Wir sind zur Teilnahme an einem Streit-
beilegungsverfahren vor einer Verbraucher-
schlichtungsstelle weder bereit noch verpflichtet.

Alle Rechte vorbehalten

wir schaffen die Sperrklausel kom-
plett ab.

Die CDU hat im Bundestag erstmals
einen Antrag bewusst mit Stimmen
der AfD beschlossen.Wird die Absa-
ge an eine Zusammenarbeit mit der
AfD bröckeln? Erlebenwir eine Ent-
wicklungwie in Österreich,wo die
FPÖ erstmals eine Regierung führen
könnte?
Ichglaubenicht,dassdieAfDaufder
Bundesebene stärkste Kraft wird.
Und ich sehe auch nicht, dass die
Union mit der AfD koalieren würde.
Das würde dem Unvereinbarkeits-
beschluss der CDU widersprechen.
Außerdem würde es innerhalb der
CDU großenWiderstand gegen Ge-
sprächemit der AfD geben.

Bei der Landtagswahl in Sachsen-An-
halt hat die CDU stark zugelegt, weil
vieleWählerinnen undWähler eine
AfD als stärkste Kraft verhindern
wollten. Könnte die CDU dieseWäh-
lendenmit ihren aktuellen Strategien
vergraulen?

RND-Grafik; Quelle: Forsa, Bundeswahlleiterin

„Wen würden Sie wählen, wenn am Sonntag
Bundestagswahl wäre?“
Sonntagsfrage, Befragungszeitraum: 28. Januar bis 3. Februar

CDU/CSU (im Vergleich zu 2021: +3,9 Prozentpunkte) 28 %

SPD (-9,7 Prozentpkt.)16 %

Grüne (+0,2 Prozentpkt.)15 %

FDP (-7,5 Prozentpkt.)4 %

Linke (+0,1 Prozentpkt.)5 %

AfD (+9,7 Prozentpkt.)20 %

BSW (+4 Prozentpkt.)4 %

Sonstige (-0,7 Prozentpkt.)8 %



D
ie versuchte Wahl-
manipulation der Am-
pel ist entlarvt und ver-
worfen worden.“ Bay-
erns Ministerpräsident
Markus Söder feierte

das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom Sommer 2024 als „kla-
ren Erfolg für die CSU“. Aus seiner
Sicht nachvollziehbar, denn die von
Karlsruhe gekippte Abschaffung der
Grundmandatsklausel hätte den Ein-
zug der bayerischen Kleinpartei in
den Bundestag vereiteln können.
DeshalbhattedieCSUineinemunge-
wöhnlichen Schulterschluss mit der
Linken gegen die Wahlrechtsreform
geklagt – und teilweise recht bekom-
men.

Aber eben nur teilweise. Die von
der Ampel beschlossene Zweitstim-
mendeckung hielten die Verfas-
sungshüternämlich fürgrundsätzlich
konform mit dem Grundgesetz. „Wir
bedauern dieses Minus an direkter
Demokratie“, beklagte Söder damals
– und machte die Abschaffung der
Zweitstimmendeckung sogleich zur
„Koalitionsbedingungfüreinenächs-
te Bundesregierung“.

Unionskanzlerkandidat Friedrich
Merz befürchtet, das Verfahren wer-
de„beidernächstenBundestagswahl
zueinerunangemessenenBenachtei-
ligung insbesondere von Wahlkreis-
bewerbern der CDU und der CSU
führen“.DasWahlrecht schade „dem
Grundsatz der demokratischen Re-
präsentanz der Wahlkreise im Deut-
schenBundestag“.

Wenn Sieger verlieren
Tatsächlich kann es mit den neuen
Regelnpassieren,dassGewinnervon
Direktmandaten nicht in den Bun-
destag einziehen dürfen. Ihre Wahl-
kreise können dadurch „verwaist“
bleiben, wären also gar nicht im Par-
lament vertreten. Wie es dazu kom-
men kann, lässt sich am besten an-
hand eines konkreten Beispiels er-
klären – und zwar Schritt für Schritt.

Nehmen wir an, die Zweitstim-
mendeckung hätte schon bei der
Bundestagswahl 2021 gegolten.
Dann wäre zunächst einmal der An-
teilderZweitstimmenaufdieSitze im
Bundestag umgerechnet worden.
Hier unterscheidet sich das neue
Wahlrecht nicht vom alten, außer
dass damals die reguläre Sitzzahl im
Bundestag bei 598 lag, nun liegt sie
bei 630. Die CSU hatte damals 5,2
Prozent der Zweitstimmen gewon-
nen. In einem Bundestagmit 630 Sit-
zen wären das umgerechnet 36 Sitze
gewesen.

In einem zweiten Schritt müssen
nun die Sitzkontingente im Bundes-
tag auf die Bundesländer verteilt
werden. Wie viele Sitze einer Partei
pro Bundesland zustehen, hängt na-
türlich wiederum vom dortigen
Zweitstimmenergebnis ab. In unse-
rem Beispiel können wir uns diesen
Rechenschritt sparen, denn die CSU
gibt es ja nur in Bayern. Alle ihre 36
Sitze im Bundestag entfallen daher
auf Bayern.

Neun cSU-Mandate wären weg
An diesem Punkt käme das neue
Wahlrecht ins Spiel. Die CSU hatte
2021 nämlich über die Erststimmen
45 bayerische Wahlkreise gewon-
nen.DassindneunMandatemehrals
die 36 Sitze, die ihr nach dem
Zweitstimmenanteil eigentlich zu-
stehen. Anders gesagt: Diese neun
Mandate sind nicht mehr durch den
Zweitstimmenanteil „gedeckt“.

Nach altem Wahlrecht dürfte die
CSU diese überzähligen Mandate
behalten, als sogenannte Überhang-
mandate. Dieses Verfahren hat den
Bundestag aber immer weiter ver-
größert, zumal dann auch noch Aus-
gleichmandate an die anderen Par-
teien vergeben wurden, damit der
Zweitstimmenproporz gewahrt
blieb. Deshalb sind Überhangman-
date nach den neuen Regeln nicht
mehr erlaubt.

Die überzähligen neun Direkt-
mandate würde die CSU daher ver-
lieren. Welche das wären, würde so
ermittelt: Alle 45Wahlkreisgewinner
der CSU in Bayern würden aufgelis-
tet, absteigend nach ihren Ergebnis-
sen. Die untersten Neun, die nicht
mehr durch Zweitstimmen gedeckt
sind, dürften nicht in den Bundestag
einziehen.

Aus neun eigentlichen Wahlkreis-
gewinnern wären faktisch Verlierer
geworden – darunter übrigens der
ehemalige Verkehrsminister Andre-
as Scheuer, der im April 2024 sein
Bundestagsmandatniedergelegthat.
Die Wahlkreise dieser neun hätten
damit auchkeinenDirektkandidaten

Im Interesse seinerCSUruft Söder
seine Landsleute deshalb dazu auf,
kein Stimmensplitting zu betreiben:
„Nur beide Stimmen für die CSU ga-
rantieren ein starkes Bayern im Bun-
destag.“

Umfragen legen nahe, dass ermit
diesem Aufruf einigermaßen erfolg-
reich sein könnte. Die Wahl-
forschungsplattform election.de hat
für die Bundestagswahl 2025 simu-
liert, welche Direktmandate in wel-
chen Wahlkreisen nicht vom
Zweitstimmenergebnis gedeckt
seinkönnten. InBayern findet sich in
dieser Projektion tatsächlich kein
einziger.

Allerdings ist bei derlei Berech-
nungenhöchsteVorsicht geboten. Es
fließen viel zu viele Faktoren ein, bei
denen kleinste Änderungen große
Wirkungen zeitigen können. Gleich
drei Parteien – FDP, Linke undBSW–
kratzen an der Fünfprozenthürde.
Ob sie einziehen oder nicht, kann al-
les ändern. Und dann sind da noch
die teils knappen Rennen in 299
Wahlkreisen. Projektionen zu mögli-
chen „verwaisten“Wahlkreisen sind
deshalb hoch spekulativ.

Waisen und adoptionen
Aber ist das neue Wahlrecht wegen
der neuen Regeln nun unfair? Es wi-
derspricht ja durchaus der Intuition,
wenn Kandidaten und ihren Wahl-
kreisen trotz demokratischer Mehr-
heiten einfach die parlamentarische
Vertretung verweigert wird. Nur
mussmansichvorAugenhalten,wa-
rum diese Regelung getroffen wur-
de.Esgingebendarum,dasständige
Anwachsen des Bundestages durch
Überhang- und Ausgleichsmandate
zu stoppen. Die Effekte der Zweit-
stimmendeckung waren der Preis
dafür.

Hinzu kommt, dass ein Wahlkreis
eher selten zur „Vollwaise“ werden
dürfte. Denn auch wenn sein Direkt-
kandidat nicht in denBundestag ein-
zieht,kannerdurchausnochüberdie
Zweitstimme durch Listenkandi-
daten vertreten sein – dieser käme
aber wegen des Zweitstimmen-
anteils von einer anderen Partei.

So wäre beispielsweise 2021 für
Passau zwar nicht der CSU-Wahl-
kreissieger Andreas Scheuer einge-
zogen, aber über die Landesliste der
SPD-Kandidat Johannes Schätzl.
Passau wäre also gewissermaßen
eine „Halbwaise“ geworden – frei-
lich mit einem eher ungeliebten
Stiefvater, dennSchätzl holte bei den
Erststimmen nur knapp 16 Prozent,
halb so viel wie Scheuer.

Demokratietheoretisch gäbe es
auch noch das Adoptionsmodell.
Demnach würden Kandidaten aus
benachbarten Wahlkreisen die Ver-
tretung „verwaister“ Wahlkreise
übernehmen, sie bildlich gesehen al-
so „adoptieren“.

Ob solche Ansätze jemals Schule
machen, bleibt aber offen. Schließ-
lich dürfte bald eine Partei an der Re-
gierung sein, die ihre Unzufrieden-
heit mit der Ampelreform mehrfach
zumAusdruckgebrachthat.Das letz-
te Wort übers Wahlrecht ist noch
nicht gesprochen.

Von christoph Kühne

deutschland hat die Wahl

in den Bundestag geschickt. Zumin-
dest über diesenWegwären sie nicht
im Parlament vertreten gewesen, in-
sofern also „verwaist“.

Man kann das neue Wahlrecht
auch für die gesamte Bundestags-
wahl 2021 durchspielen. Insgesamt
wären dann 28 Wahlkreise in puncto
Direktmandat vakant geblieben. Am
stärksten betroffen wäre tatsächlich
die Union gewesen, mit elf ausge-
schiedenen CDU-Direktmandaten in
Baden-Württemberg und den schon
genannten neun CSU-Wahlkreisen
in Bayern. Das hatte Friedrich Merz
wohl im Hinterkopf, als er die
Zweitstimmendeckung als „unange-
messene Benachteiligung“ der

Union bezeichnete. Nun muss man
bei der Rückschau auf 2021 beden-
ken: Das neue Wahlrecht gab es da-
mals eben noch nicht. Hätten die
Wählenden um die Effekte gewusst,
hätten sie sich mutmaßlich anders
verhalten.

Nimmt das Stimmensplitting ab?
Gut möglich, dass dann weniger
Menschen ihre Stimme gesplittet
hätten. Denn wer Erst- und Zweit-
stimme an unterschiedliche Parteien
vergibt, erhöht die Wahrscheinlich-
keit eines Missverhältnisses und da-
mit einer nicht ausreichendenZweit-
stimmendeckung für Erststimmen-
sieger.

ist Das neue
Wahlrecht
unfair?
Bei der Bundestagswahl 2025
kann es erstmals passieren, dass
Direktkandidaten trotz Wahlsieg
nicht in den Bundestag einziehen.
ihre Wahlkreise können „verwaist“
bleiben, wären also nicht im
Parlament vertreten. Wie es dazu
kommt und was das bedeutet.

CDU (11)
CSU (9)
SPD (7)
AfD (1)

Verlorene Direktmandate, wenn 2021 schon
das neue Wahlrecht gegolten hätte
Die Erststimmengewinner in diesen Wahlkreisen wären nach den
aktuellen Regeln nicht in den Bundestag eingezogen

RND-Grafik; Quelle: Bundeswahlleiterin RND-Grafik; Quelle: Bundeswahlleiterin

Sitzverteilung im Bundestag, wenn 2021 schon
das neue Wahlrecht gegolten hätte
Die Sitze werden anhand des Zweitstimmenergebnisses verteilt

Anteil an Zweitstimmen (in Prozent)
25,7
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Sitzkontingent im Bundestag
177

130

101

79

72
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34
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Der SSW darf als Minderheitenpartei sowohl nach altem wie nach neuem Wahlrecht auch mit
weniger als 5 Prozent der Stimmen in den Bundestag einziehen, bildet aber keine Fraktion.

SPD

CDU

Grüne

FDP

AfD

CSU

Linke

SSW

SPD

CDU

Grüne

FDP

AfD

CSU

Linke

SSW

Die Kuppel des Reichtsgebäu-
des, Sitz des Deutschen Bundes-
tags. Foto: Michael Kappeler/dpa



sAChsEN: diEsE KAndidAtinnEn
und KAndidAtEn trEtEn An

149 Kandidatinnen und Kandidaten sind im Freistaat zur Bundestagswahl am 23. Februar 2025 zugelassen.
Eine Übersicht der Bewerber in den sächsischen 16 Wahlkreisen – und dem Wahlkreis im Altenburger Land.

Wahlkreis 150:
Nordsachsen

■ AfD:René Bochmann (Bad
Düben, Bürokaufmann)

■ SPD:HeikoWittig (Löbnitz, An-
gestellter)

■ CDU:Dr. Christiane Schenderlein
(Taucha, Bundestagsabgeordnete)

■ FDP: Laurenz Frenzel (Machern,
Schüler)

■ Die Linke: Peter Neßmann (Leip-
zig, Referent)

■ Grüne:Kai-Uwe Tüchler
(Eilenburg, Vertriebsspezialist)

■ FreieWähler:Mike Kühne (Bad
Düben, Unternehmer)

■ Die Partei:Alexander Sucker (Ei-
lenburg, Lebensmitteltechniker)

■ Volt: Falk Fiebig (Leipzig, selbst-
ständig)

■ Bündnis Deutschland:Mike
Scharsich (Belgern-Schildau,
Maschinenbau-Ingenieur)

Wahlkreis 151:
Leipzig I

■ AfD:Christian Kriegel (Leipzig,
Ingenieur-Ökonom für Polygrafie)

■ SPD:HolgerMann (Leipzig, Bun-
destagsabgeordneter)

■ CDU: Jens Lehmann (Leipzig, Er-
zieher)

■ FDP:Alexander Gunkel (Leipzig,
Software Engineer)

■ Die Linke:Nina Treu(Leipzig, Poli-
tikwissenschaftlerin)

■ Grüne:Stanislaw Elinson(Leipzig,
IT-Unternehmer)

■ FreieWähler:ThomasWeidinger
(Zwenkau, Rechtsanwalt)

■ Die Partei:Katharina Subat (Leip-
zig, freiberuflich)

■ Volt: Jan KonradMeyer (Leipzig,
Softwareentwickler)

■MLPD: JörgWeidemann (Leipzig,
Krankenpfleger)

■ Bündnis Deutschland:Hubert
Lehnigk (Leipzig, Serviceinge-
nieur IT)

■ Bündnis SahraWagenknecht
(BSW): Sascha Jecht (Leipzig,
Architekt)

■ Einzelbewerber:Gunnar Busse
(Leipzig, Ingenieur Energietechnik)

■ Einzelbewerber:MartinMauer
(Leipzig, Dresden)

Wahlkreis 152:
Leipzig II

■ AfD:ChristophNeumann (Leip-
zig, Ingenieur-Pädagoge)

■ SPD:Nadja Sthamer (Leipzig,
Bundestagsabgeordnete)

■ CDU:Dietmar Link (Leipzig, Ge-
schäftsführer )

■ FDP: Peter Jess (Leipzig, Zimme-
rermeister)

■ Die Linke: Sören Pellmann (Leip-
zig, Grundschullehrer)

■ Grüne:Paula Piechotta(Leipzig,
Ärztin)

■ FreieWähler:Matthias Binner
(Leipzig, Qualitätsingenieur)

■ Die Partei: Josephine Janack
(Leipzig, Bildende Künstlerin)

■ PdH (Partei der Humanisten):Cas-
parMartin Schneiders (Leipzig,
Partner DevelopmentManager)

■ Bündnis Deutschland:Alexej Tru-
now (Leipzig, Bauingenieur)

■ BSW:Eric Recke (Leipzig, Sozial-
arbeiter)

Wahlkreis 153:
Leipziger Land

■ AfD:Edgar Naujok (Markran-
städt, Unternehmer)

■ SPD: FranziskaMascheck (Froh-
burg, Bundestagsabgeordnete)

■ CDU: Jörg GerdWerner Heuter,
(Kitzscher, KfZ-Meister )

■ FDP: StephanMielsch (Markklee-
berg, Geschäftsführender Gesell-
schafter Handwerksfirma)

■ Die Linke: Jens Kretzschmar
(Wurzen, staatl. gepr. Erzieher)

■ Grüne:Tom Pfandt(Markklee-
berg, Chemiker)

■ FreieWähler:Michael Voigt
(Großpösna, Dipl.-Betriebswirt)

■ PdH:Mariano Dechow (Grimma,
Consultant)

■ BSW:Hendrik Rudolph (Mark-
kleeberg, selbständig

Wahlkreis 154:
Meißen

■ AfD:Christian Reck (Gröditz, An-
gestellter)

■ SPD: Leonhard BerndWeist (Ra-
debeul, Freiwilligendienstleis-
tender)

■ CDU:Titus Reime (Radebeul, Ge-
schäftsführer)

■ FDP:AnitaMaaß (Lommattzsch,
Bürgermeisterin)

■ Die Linke: Jessica Hamann (Mei-
ßen, Sozialarbeiterin)

■ Grüne:Frank Buchholz (Meißen,
Ing. Stadt- und Regionalplanung)

■ FreieWähler:SteffenMühlpfordt,
(Hirschstein, Zimmermeister)

■ Bündnis D:Nils Dirk Zschoke
(Stauchitz, Bürgermeister

Wahlkreis 155:
Bautzen I

■ AfD:Karsten Hilse (Lohsa, Bun-
destagsabgeordneter)

■ SPD: Susanne KathrinMichel
(Kamenz, Bundestagsabgeordnete

■ CDU: Steffen Roschek (Bautzen,
Unternehmer)

■ FDP:DietrichMatthias Schniebel,
(Kamenz, Ing., selbstständiger
Fachhändler)

■ Die Linke:CarenNicole Lay (Baut-
zen, Bundestagsabgeordnete)

■ Grüne:Frank Schmidt (Sohland a.
d. Spree, Forstwirt)

■ FreieWähler:MikeHauschild
(Bautzen, Handwerksmeister)

■ Bündnis D:MaikHarald Lehmann
(Doberschau-Gaußig, Elektroma-
schinenbaumeister

Wahlkreis 156:
Görlitz

■ AfD:Tino Chrupalla (Gablenz,
Bundestagsabgeordneter)

■ SPD:Harald Prause-Kosubek
(Niesky, Angestellter)

■ CDU: Florian Oest (Görlitz, Jurist),
■ FDP:Toralf Einsle (Löbau, Leiten-
der Angestellter)

■ Die Linke:Gerhard Fuchs-Kittow-
ski (Wandlitz, Publizist)

■ Grüne:MoniqueHänel(Görlitz,
Büroleiterin)

■ FreieWähler:SigmundHänchen
(Rothenburg/O.L., Versiche-
rungsfachmann)

■ Bündnis D:Klaus Reepen(Zittau,
Polizeibeamter)

■ BSW:Carsten Berg (Bertsdorf-
Hörnitz, Landwirt)

Wahlkreis 157:
sächsische schweiz-
Osterzgebirge

■ AfD: Steffen Janich (Dohma, Bun-
destagsabgeordneter)

■ SPD: Fabian Funke (Pirna, Bun-
destagsabgeordneter)

■ CDU: Peter Darmstadt, (Freital,
Angestellter)

■ FDP:Nora Hohlfeld (Dresden,
Rechtsanwaltsfachangestellte)

■ Die Linke: JörgMumme (Freital,
Polizeibeamter)

■ Grüne:Matthias Gottschalk(Ra-
benau, Angestellter)

■ FreieWähler: Jens Griebe (Freital,
Servicetechniker)

■ Bündnis D:Maik Schulze (Wils-
druff, Zeitsoldat)

Wahlkreis 158:
Dresden I

■ AfD:Thomas Ladzinski (Dresden,
IngenieurMaschinenbau)

■ SPD:Rasha Nasr (Dresden, Bun-
destagsabgeordnete)

■ CDU:Markus Reichel, (Dresden,
Bundestagsabgeordneter)

■ FDP:Torsten Herbst (Dresden,
Bundestagsabgeordneter)

■ Die Linke: Funda Römer(Dresden,
Gewerkschaftssekretärin)

■ Grüne:Kassem Saleh (Dresden,
Bundestagsabgeordneter)

■ Volt:Terence Koch (Dresden,
Schüler)

■ Bündnis D : Frank Anton (Dres-
den, Personal- und Unterneh-
mensberater)

Wahlkreis 159:
Dresden II / Bautzen II

■ AfD:Matthias Rentzsch (Dresden,
Angestellter)

■ SPD: Stephan Schumann (Dres-
den, Rechtsanwalt)

■ CDU: Lars Rohwer, (Dresden,
Bundestagsabgeordneter)

■ FDP:Benita Horst ( Dresden,
kaufm. Leiterin)

■ Die Linke:Clara Bünger (Berlin,
Bundestagsabgeordnete)

■ Grüne:Merle Spellerberg (Dres-
den, Bundestagsabgeordnete)

■ FreieWähler:Theodor Benad
(Dresden, Student)

■ Die Partei:Melanie Buntrock
(Dresden, Reinigungskraft)

■ Volt: Sina Alex (Dresden, Gymna-
siallehrerin)

■MLPD:Andrea Ebert (Rabenau,
Rentnerin)

■ Bündnis D: Steffen Große (Dres-
den, Referatsleiter)

Wahlkreis 160:
Mittelsachsen

■ AfD:Carolin Bachmann (Mulda/
Sa., Bundestagsabgeordnete)

■ SPD:Ralf Walper (Dresden, Arzt)
■ CDU: JohannHaupt, (Bobritzsch-
Hilbersdorf, Landwirt)

■ FDP: Philipp Hartewig (Dresden,
Bundestagsabgeordneter)

■ Die Linke:NicoleWeichhold
(Waldheim, Sachbearbeiterin
Glasfaserausbau)

■ Grüne:SebastianWalter
(Niederwiesa, Verkehrswissen-
schaftler)

■ FreieWähler:Mark Sontowski
(Freiberg, Technischer Betriebs-
wirt IHK)

Wahlkreis 161:
Chemnitz

■ AfD:Alexander Gauland (Frank-
furt/M., Bundestagsabgeordneter)

■ SPD:DetlefMüller (Chemnitz,
Lokomotivführer)

■ CDU:Nora Seitz (Chemnitz, Flei-
schermeisterin)

■ FDP:NormaGrube (Chemnitz,
Schulleiterin)

■ Die Linke:Marten Richard Hen-
ning (Chemnitz, Lehrer)

■ Grüne:Christin Furtenbacher
(Chemnitz, Politikwissenschaftlerin)

■ FreieWähler:SvenGalambos
(Chemnitz, Polizeibeamter (g. D.)

■ Die Partei:TommyNguyen
(Chemnitz, Fahrradmonteur)

■ Volt: Sebastian Töpper (Chem-
nitz, Einkaufssachbearbeiter)

■ PdH:Eric Clausnitzer (Chemnitz,
Softwareentwickler)

■ Bündnis D:Thomas Goebel (Fran-
kenberg/Sa., Malermeister)

■ BSW:Christian Schweiger
(Chemnitz, Hochschuldozent)

Wahlkreis 162:
Chemnitzer Umland/Erzge-
birskreis II

■ AfD:Maximilian Krah (Dresden,
Europaabgeordneter)

■ SPD:Carlos Kasper (Lichtenstein/
Sa., Bundestagsabgeordneter )

■ CDU: Sophie Pojar (Chemnitz,
wissenschaftlicheMitarbeiterin)

■ FDP:Billy Bauer (Zwickau, Si-
cherheitsingenieur)

■ Die Linke: Frederic Beck (Leipzig,
Zollinspektor)

■ Grüne:Bernhard Herrmann
(Chemnitz, Wasserbauingenieur)

Wahlkreis 163:
Erzgebirgskreis I

■ AfD:Thomas Dietz (Lugau/Erz-
geb., Bundestagsabgeordneter)

■ SPD: Silvio Heider (Niederdorf,
Chemiker)

■ CDU: Alexander Krauß (Schnee-
berg, Politikwissenschaftler)

■ FDP:Ulrike Harzer(Chemnitz,
Bundestagsabgeordnete)

■ Die Linke: JenniferWolf (Lößnitz,
Heilerziehungspflegerin)

■ Grüne:Philipp Riese (Zwönitz,
Schienenfahrzeugkonstrukteur)

■ FreieWähler:Philipp Kirmse
(Thum, Betriebsratsvorsitzender)

■ BSW:AndréMüller (Crottendorf,
Versicherungsfachmann)

■ Einzelbewerber:Robby Schubert
(Gelenau/Erzgeb., Freiberufler)

Wahlkreis 164:
Zwickau

■ AfD:MatthiasMoosdorf (Werms-
dorf, Musiker)

■ SPD: Jens Juraschka (Zwickau,
Geschäftsführer)

■ CDU: Carsten Körber (Harten-
stein, Bundestagsabgeordneter )

■ FDP:Nico Tippelt (Glauchau,
Bundestagsabgeordneter)

■ Die Linke: Patrick Leonhardt (Wil-
denfels, Härter)

■ Grüne:Manuel Schramm (Zwi-
ckau,Mediengestalter)

■ FreieWähler:AnselmMeyer
(Zwickau, Pfarrer)

■ Die Partei:Désirée Engel (Wer-
dau, Logopädin)

■MLPD:DagmarMarie Kolkmann-
Lutz (Zwickau, Galeristin)

■ Bündnis D: SusanHeinrich (Lan-
genbernsdorf, Fremdsprachense-
kretärin)

■ BSW:Heiko Döhler (Werdau, In-
genieur)

Wahlkreis 165:
Vogtlandkreis

■ AfD:MathiasWeiser (Plauen,
kaufm. Leiter)

■ SPD:Maik Linke (Elsterberg,
Maurer- und Betonbaumeister)

■ CDU:Robert Hochbaum (Falken-
stein/Vogtl., Verwaltungswirt)

■ FDP:Torsten Schnurre (Bad
Brambach, Amtsverweser)

■ Die Linke: Simon Zwintzscher,
(Netzschkau, Student)

■ Grüne:Olaf Horlbeck (Steinberg,
Tischlermeister)

■ FreieWähler: Jürgen Petzold
(Klingenthal, Freiberufler

Wahlkreis 193:
Gera/Greiz/Altenburger Land

■ AfD: Stephan Brandner (Gera,
Bundestagsabgeordneter)

■ SPD:Elisabeth Kaiser (Gera, Ver-
waltungswissenschaftlerin)

■ CDU:Cornelius Golembiewski,
(Jena, Arzt )

■ Linke: Frank Tempel (Nobitz,
Polizeibeamter)

■ FDP:Marco Thiele (Altenburg,
Gymnasiallehrer)

■ Grüne:Bernhard Stengele (Erfurt,
Schauspieler

■ FreieWähler:Maik StephanWit-
zel (Gera, Dachdeckermeister)

■ BSW:Günter André Polter (Fo-
ckendorf, Geschäftsführer)
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GewonneneWahlkreise nach Erststimmen bei den letzten Bundestagswahlen in Sachsen. Grafik: Patrick Moye

Und sie treten im
Altenburger Land an

deutschland hat die Wahl



ein stammtisch in Der hinterStUBe
eine handvoll handwerksmeister trifft sich bei Dresdens zweitbestem Semmelbäcker. Und dabei geht es um weit mehr als um seine Brötchen.

gungen fürdieWirtschaft.Er sei „hin-
und hergerissen, welche Partei auf
dem richtigenWeg ist“, sagt Elektro-
meisterGerolfGoldbach.Der44-Jäh-
rige,Chef einesAzubis undeinesAlt-
meisters in Teilzeit, führt sein Ge-
schäftnurwenigeHundertMeterent-
fernt. „Die letzte Regierung hat nicht
miteinander geredet, jeder sein eige-
nes Süppchen gekocht“, ereifert er
sich. Die anderen nicken.

Von halbgaren Aktionen wie dem
Heizungsgesetz ist die Rede, von
„Paragrafendschungel“, „Engstir-
nigkeit“.AuchKraftausdrückefallen.
Die Truppe ist schnell auf Betriebs-
temperatur. Positive Ansätze wie bei
Wärmepumpen würden nicht zu En-
de gedacht, die praxisnahe Basis
nicht an der Lösungssuche beteiligt,
so der Vorwurf.

„Abgasuntersuchungen waren
malvomTisch, sindabermitdemDie-
selskandal wieder aufgeploppt“,
wirft Kfz-Meister Uwe Mißbach ein.
Dabei sei die Umgebungsluft teils
schmutziger als das, was aus dem
Auspuff kommt. Dennoch müssten
immer neue Messgeräte angeschafft
werden, kritisiert der Geschäftsfüh-
rer vom Bosch-Service Mißbach im
Stadtteil Bühlau. Der 54-Jährige und
seine beiden Brüder hatten die freie
Werkstatt mit vier weiteren Beschäf-
tigten einst von den Eltern übernom-
men.

Handwerk finde zu wenig Wert-
schätzung, ist sich die Runde einig.
Wenn sich Bundespolitiker nach
Sachsen verirrten, zeigten sie sich für
Fotografen mit einem Meister. Des-
sen Anliegen sei aber schnell wieder
vergessen. Es gehe darum, den Mit-
telstand zu stärken, sagt Matthias
Rath, Chef vonQuadriga Baumit sie-
ben Beschäftigten in Dresden-Wei-
ßig. FürKonzernewerde „einRiesen-
bohei gemacht, aber wenn die Klei-
nen um Hilfe rufen, passiert nichts“,
so der 50-jährige.

Sie reden mit-, auch durcheinan-
der: über Dresdner Ampelchaos,
übertriebene Bauauflagen, „sinnlose
Bonpflicht“, Berufsschulzentren „mit
grottenschlechter Zuganbindung“,
„verpufften Reparaturbonus“, das
No-go einer Vier-Tage-Woche. Da-
zwischen Beamtenwitze – und Real-
satire, wie Bartschs juristischer Streit
mit der Landeshauptstadt um ein 10-
Euro-Park-Knöllchen.

Das geplante sächsischeVergabe-
gesetz läuft unter dem Radar. Weil
LandundKommunen immerschlech-
ter und später zahlen würden, inte-
ressiert sich keiner mehr für öffentli-
che Aufträge. Handwerksbetriebe
würden teils ein Vierteljahr auf ihr
Geld warten, moniert Scheinert und
holt sich ein „Zwick‘l“-Bier.

„Ohne ausländer
geht nichts“
Auch die Digitalisierung ist für die
meisten Anwesenden kein Thema.
Nur zweihabeneineWebsite.Die an-
deren leben von Mund-zu-Mund-
Propaganda. Für die Bäckerei ist der
Onlineauftritt jedoch unerlässlich.
„Ich habe sogar zwei Seiten, sonst
verkaufe ich nichts“, sagt Scheinert
mit Blick auf seine Christstollen.

Konsens dann wieder bei der Zu-
wanderung – vorausgesetzt, sie wird
gesteuert. „Ohne Ausländer geht es
nicht“, sagtBartsch,der in seinerHei-
zungsfirma 15 Polen und zwei ge-
flüchtete Ukrainer beschäftigt.

Einig geht die Runde später auch
auseinander. Scheinert muss ins Bett.
Und was bleibt vom Abend - außer
dem Rest Kesselgulasch? Das Fazit:
„Eigentlich geht es uns nicht
schlecht. Wir haben unser Auskom-
men, aber der Aufwand wird immer
größer.“Und anderWand ein Spruch
in metallenen Lettern: „Auf der Su-
che nach dem Warum findet man oft
einEgal“.DazwischeneinePusteblu-
me.

Dresden. Bei Scheinerts brennt noch
Licht – wie ringsum an diesem
AbendEnde Januar auf demWeißen
Hirsch, einem Villenviertel im
DresdnerNordosten. FürdenBäcker
ist das ungewöhnlich. Thomas
Scheinert schläft normalerweise um
diese Zeit, denn er muss gegen vier
wieder in der Backstube stehen.We-
genseiner„DDR-Semmeln“ ister für
viele Dresdens Brötchen-Adresse
Nummer eins. Der Chef ist beschei-
den, meint, er sei „der Zweitbeste“ -
und grinst.

Knackig mit wenig Luft – so soll
auch die Runde sein, die sich im Pau-
senraumversammelt. Scheinertsmit-
arbeitende Ehefrau Silke hat das
Quintett – alle waschechte Sachsen,
verheiratete Familienväter und
selbstständige Handwerksmeister –
eingeladen, um vor der Bundestags-
wahlmalüberGottunddieWeltzure-
den. Vor allemüber Deutschland und
seinHandwerk, dessen goldenenBo-
den viele schon länger nicht gesehen
haben. Mal quatschen ohne Funktio-
närssprech.

handwerk wird kaum
wertgeschätzt
Die Frau des Hauses hat aufgetafelt:
Kesselgulasch, Pfannkuchen, Him-
beerenmitSahne,Bier.Es istdaserste
Mal, dass sich Bäcker, Klempner,
Autoschrauber, Stromer und Bau-
meister derart treffen. „Ich bin das
Bindeglied zwischen allen“, sagt
Scheinert. Auch er und seine 15 Be-
schäftigten backen kleinere Bröt-
chen, seit die Zutaten teurer gewor-
den sind und die Kundschaft ihr Geld
zusammenhält. „Das liegt bei mir
aber am Eiweiß lastigen Mehl“, sagt
der 53-Jährige, der die Bäckerei 2001
übernommen hatte. Am Gewicht der
Semmeln habe sich nichts geändert.
Im Gegensatz zu den Rahmenbedin-

Von Michael rothe

Dabei seien sie es, die alles am
Laufen hielten, ergänzt Kai-Uwe
Bartsch. Der 52-jährige Geschäfts-
führer von AGT Lommatzsch hat 35
Beschäftigte, die sich um Heizung,
Sanitär, Lüftung und Solaranlagen
kümmern.

lohnkosten kommen teurer als
energie
Uwe Mißbachs Werkstatt liegt
gegenüber vom Gymnasium Bühlau.
Die Anfragen nach Betriebspraktika
sei „so hoch“, sagt er - und hebt den
Zeigefinger minimal über die Tisch-
kante. Schulabgänger würden lieber
studieren, und das Niveau des Rests
seigesunken.Selbstvonjenen,dieals
Lehrling angefangen hätten, würde
viele hinschmeißen, ergänzt Klemp-
nerBartsch.BeiderJugendmüssedie

Work-Life-Balance stimmen. Keiner
wolle Spätschichtenmachen oder am
Sonnabend arbeiten.

Im Gegensatz zum Personalman-
gel ist der hohe Energiepreis für die
Anwesenden weniger bedrohlich.
„Mandenkt immer,Bäckereienbrau-
chen viel Strom“, sagt Scheinert.
AberWasser, StromundGasmachten
bei ihm nicht mal fünf Prozent vom
Umsatz aus. „Fürmich sinddiehohen
Lohnkosten viel schlimmer“, so der
gebürtigeGlashütter. „Aber ichzahle
allesnichtgern“, fügterhinzuundhat
die Lacher auf seiner Seite.

Doch am meisten rege ihn auf,
ständig Statistiken machen zu müs-
sen.Gleich danach: das Lieferketten-
gesetz. „Wenn ich Kakao verarbeite,
muss ich nachweisen, ob der aus dem
Kongo oder aus Venezuela kommt“.

Bei den Eiern aus Kamenz und dem
unbehandeltenMehl aus demErzge-
birge sei daseinfach, aberbei denRo-
sinen werde es schon wieder kompli-
ziert.

Beamtenwitze und
realsatire
Kfz-Experte Mißbach bläst ins glei-
che Horn. Er müsste eigentlich je-
manden einstellen, der alle Ersatztei-
le auf Rückrufaktionen überwacht
und ein Archiv über via Internet in
China gekaufte und eingebaute Din-
ge pflegt. „Irrsinn“, schimpft er. „Das
Gleiche bei Nachhaltigkeitszertifika-
ten“, ruftBartsch indenRaum. Identi-
sche Dämmstoffe vom gleichen Her-
steller, abernurdermitZertifikatdür-
fe eingebaut werden, der fast halb so
teure andere nicht.

Die selbstständigen Dresdner Handwerksmeister UweMißbach,Matthias Rath, Gerolf Goldbach, Thomas Scheinert
und Kai-Uwe Bartsch (v.l.n.r.) bei ihrer Meinungsbildung in der Bäckerei Scheinert amWeißen Hirsch in der Landes-
hauptstadt. FoTo: Juergen loesel

BUnDeStAg WirD kleiner – gehen
WahlkreiSSieGer in SAchSen leer AUS?

Aufgrund der Wahlrechtsreform schrumpft das Parlament um mehr als 100 Abgeordnete.
Statt 38 sitzen nach dem 23. Februar nur noch 32 oder 33 Parlamentarier aus dem Freistaat in Berlin. Wo wird es eng?

einzug – wie auch die Linke. Sollten
die Liberalen es schaffen, wären ein
bis zwei Mandate realistisch, nicht
mehr vier wie 2021.

Die Linke hofft, dass der Leipziger
Sören Pellmann erneut ein Direkt-
mandat holt. Das angestrebte Ziel
sind drei sächsische Abgeordnete –
falls es die Partei über mindestens
drei Direktmandate oder eben das
Überschreiten der Fünf-Prozent-
Marke ins Parlament schafft. Span-
nend ist auch, ob die gutenWerte bei
den Landtagswahlen in Ostdeutsch-
land für das BSW wiederholbar sind
unddemBündnis so zueinemEinzug
in den Bundestag verhelfen.

▶Für wen wird es eng?
Wer schafft es?
Umfragen für Sachsen liegen nicht
vor, auchnicht für einzelneRegionen
imFreistaat. Zehn –meist ländliche –
der 16 Wahlkreise gingen im Sep-
tember2021andieAfD. InUmfragen
ist die Partei deutschlandweit mit et-
wa 20 Prozent derzeit doppelt so
stark wie am Wahltag vor dreiein-
halb Jahren. Ob das für noch mehr
Wahlkreissiege reicht? Vier Wahl-
kreise gingen 2021 an Christdemo-
kraten, je einer an die Kandidaten
von SPD und Linken.

Ein Trend ist erkennbar: In Dres-
den, Leipzig und Chemnitz, wo drei
Christdemokraten sowie der Linke
Pellmann und der Sozialdemokrat
Detlev Müller die Direktmandate
holten, ist die politische Landschaft
ausgeglichener. Das heißt, ein Wahl-
kreiserfolg ist – wie in Dresden – be-
reitsmit18,6ProzentderErststimmen
möglich. Auf dem Land, wo die AfD
ihre Erfolge errang, siegten deren
Kandidaten mit Werten von teils
mehr als 30 Prozent.

Hier könnte das neue Wahlrecht
greifen: Ein Wahlkreissieger aus
einer Großstadt könnte bei einem
vergleichsweise geringen Erststim-
menergebnis tatsächlich nicht in den
Bundestag kommen – es sei denn, er
ist über die Landesliste abgesichert.

Dresden. Der Winterwahlkampf hat
begonnen. Die Teams der Parteien
hängen dort, wo es schon erlaubt ist,
Plakate auf. Kandidaten klingeln et-
wa in Leipzig anHaustüren oder frie-
ren auf Marktplätzen trotz Einlagen
und vielschichtiger Kleidung.

Derzeit vertreten 38 Abgeordnete
von sechs Parteien die Interessen der
Bürgerinnen und Bürger aus dem
Freistaat in Berlin. Künftig dürften es
weniger sein. Erstmals gilt das neue
Wahlrecht. Es soll denaufmittlerwei-
le 733 Abgeordnete angewachsenen
Bundestag verkleinern. Die Zahl der
Mandate wird auf 630 verringert.

▶Welche auswirkungen hat das
Wahlverfahren auf Sachsen?
Die Zahl der Abgeordnetenwird sich
aller Voraussicht nach verkleinern.
Eine einfache Rechnung: Die durch
das Ampel-Gesetz vorgenommene
Kürzung der Mandate entspricht
einem Anteil von rund 14 Prozent.
Übertragen auf Sachsen heißt das,
dass ab März möglicherweise nur
noch 32 oder 33 Parlamentarier den
Freistaat im Bundestag vertreten.

▶Was bedeutet das neue
Wahlrecht für die
16 sächsischenWahlkreise?
Wer ein Direktmandat erringt, erhält
nicht mehr automatisch ein Mandat.
Der mit der Erststimme ermittelte
Wahlkreissieger zieht ins Parlament
ein, wenn die Partei insgesamt genü-
gendSitzedurchdieZweitstimmeer-
hält. Das Zweitstimmenergebnis de-
finiert, wie viele Sitze einer Partei
bundesweit zustehen. Die Sitze wer-
den dann auf die jeweiligen Landes-
listen verteilt. Kandidaten, die einDi-
rektmandat gewinnen, ziehen vor-
rangig in denBundestag ein.Weitere
Sitze werden über die Listen besetzt.

Das heißt: Wer ein Direktmandat
für eineParteimit solidemZweitstim-
menresultat erzielt, hat gute Chan-
cen auf ein Mandat. Aber: Gewinnt

Von Thilo alexe

eine Partei mehr Direktmandate, als
ihr durch Zweitstimmen zustehen,
gehen die Wahlkreissieger mit den
niedrigsten Stimmenanteilen leer
aus. Sogenannte Ausgleichs- und
Überhangmandate fallen weg.

▶Gibt es Daten für Sachsen?
Der Innenausschuss des Bundestags
hat sich Anfang 2023 mit dem Wahl-
gesetz befasst unddazuExpertenge-
hört. Daten zu Auswirkungen auf
Sachsen enthält die Stellungnahme

des Augsburger Mathematikers
Friedrich Pukelsheim. Der Wissen-
schaftler berechnete das Bundes-
tagswahlergebnis von 2021 nach den
Regelungen des damaligen Gesetz-
entwurfes, der danach allerdings
noch geändert wurde.

DennochkönnendieDatengutdie
Wirkung des neuen Wahlrechts ver-
anschaulichen. Für Sachsen kam Pu-
kelsheimzudemErgebnis, dassCDU
(derzeit sieben Sitze), SPD (acht) und
Grüne (vier) je ein Mandat weniger

hätten. Auch AfD (zehn), FDP (fünf)
und Linke (vier) verlören jeweils
eines. EinAfD-Wahlkreissiegerwäre
aufgrund der neuen Zweitstimmen-
regelung nicht in den Bundestag ge-
kommen.

▶Wie gehen die Parteien in
Sachsenmit der Situation um?
ImVordergrund steht dasWerben für
die jeweiligen Kandidaten und die
Inhalte der Parteien. Der Winter-
wahlkampf macht aufgrund der Wit-

terung allen zu schaffen, die im
Freienan InfoständendenKontaktzu
den Wählern suchen. Generell spie-
len die Umfragen auf Bundesebene
einegrößereRolle als das neueWahl-
recht.

DieCDU fragt sich, ob derHöhen-
flug der Partei sich auch auf die säch-
sischeUnionauswirkt.DieSPDkäme
wohlnichtmehr auf achtAbgeordne-
te. Auch die Grünen gehen eher von
maximal drei als vier Abgeordneten
aus. Die FDP bangt um den Wieder-

Blick von oben in den Plenarsaal des Bundestages: Das Parlament soll nach derWahl kleiner werden. FoTo: Michael Kappeler/Dpa

DeuTschlanD haT Die Wahl



VON AToMSTRoM BIS MIGRaTION:
waS wOLLEN DIE SachSEN?

wie sehen die Sachsen die Lage in Deutschland und im Freistaat? Und was muss sich dringend ändern? Rund
18.000 Menschen haben beim „wahl-Kompass“ abgestimmt – mit teils anderen Ergebnissen als im Bundestrend.

sen lediglich 31,1 Prozent – also
nicht einmal ein Drittel. Allgemein
lässt sich sagen: Je älter die Befrag-
ten sind, desto kritischer wird die
Demokratie gesehen.

Menschen, die sich politisch
rechts einordnen, äußern sich zu 90
Prozent ablehnend. Dagegen sind
politisch links stehende Befragte
mehrheitlich zufrieden mit der De-
mokratie (61 Prozent). Besonders
groß ist die Skepsis in Chemnitz so-
wie in Mittel- und Südsachsen, da-
gegen werden in Leipzig (39 Pro-
zent)undDresden(35Prozent) sach-
senweit die höchsten Zuspruchs-
werte erreicht.

Vertrauen in Parteien
ist nur noch gering
Vielender befragtenSachsen ist das
Vertrauen in politische Institutionen
verloren gegangen. Insgesamt sind
sie im Bundesvergleich auch erheb-
lich kritischer eingestellt. So sagen
nur sechsProzent, dassParteienver-
trautwird.Dazupasstauch,dass fast
einViertelmeint,dasskeinederPar-
teien die aktuellenHerausforderun-
gen stemmen kann, wobei die
Jüngsten noch am optimistischsten
sind. Zugleich wird in Sachsen der
AfD die höchste Problemlösungs-
kompetenz zugeschrieben (bundes-
weit: CDU/CSU). Insgesamt gilt: Je
älter die Befragten sind, destoweni-
gerVertrauengenießenParteienbei
ihnen.

Doch auch andere Institutionen
schneiden bei vielen Sachsen
schlecht ab: So wird den Kirchen le-
diglich von 9 Prozent großes Ver-
trauen entgegengebracht, kaum
besser liegen die Medien (12), die
Bundesregierung (13) und die Be-
hörden (14). Das meiste Vertrauen
haben die Polizei (47) und die Justiz
(34). Alle diese sächsischen Werte
rangieren jeweils unterhalb der
bundesweiten Ergebnisse.

Die Migration wird
häufig kritisch gesehen
Die Zuwanderung und Migration
wird von vielen der befragten Sach-
sen kritisch gesehen – und auch als
Sicherheitsrisiko betrachtet. Wäh-
rend im Bundesvergleich vor allem
internationale Konflikte und die ge-
sellschaftliche Spaltung als Gefahr
für das Zusammenleben gelten,
steht in Sachsen die Migration an
der Spitze. Vor allem Männer und
die Altersgruppen über 50 Jahre
halten den Zuzug für eine Bedro-
hung, mit dem auch ein Anstieg der
Kriminalität einhergehe.

Wohl auch deshalb sprechen sich
fast drei Viertel der in Sachsen Be-
fragten für Asyl-Obergrenzen aus
(bundesweit: 64 Prozent). Bei den
über 60-Jährigen fordern dies 80
Prozent, bei den Jüngeren (18 bis 29
Jahre)noch50Prozent. Immerhin13
Prozent meinen, dass Deutschland
überhauptkeineMenschenausdem
Ausland aufnehmen sollte. Dass die
Zuwanderung in den Arbeitsmarkt
gegen den Fachkräfte-Mangel hilft,
denken nur 30 Prozent. Etwas offe-
ner äußern sich Menschen, die in
Leipzig und Dresden leben.

Viele fordern längeres
gemeinsames Lernen
Darüber herrscht Einigkeit: Im Bil-
dungsbereich muss sich etwas tun.
Die befragten Sachsen liegen bei
den drei meistgenannten Forderun-
gen nahezu imBundesdurchschnitt:
Der Unterrichtsausfall soll reduziert
werden,dieSchulemussbesser aufs
Berufsleben vorbereiten und die
Klassen müssen kleiner sein. Darü-
ber hinaus ist in Sachsen der
Wunsch nach günstigerem Schules-
sen deutlich ausgeprägter (41 zu 28
Prozent). Überraschend ist ein wei-
teres Ergebnis: Während bundes-
weit gut 70 Prozent mehr Mitspra-
che des Bundes in der Bildungspoli-
tik fordern, sind es in Sachsen 67
Prozent. In Leipzig plädieren aber
drei Viertel der Befragten für mehr
Zentralismus.

Interessant ist auch dieses Resul-
tat: Fast jede und jeder Zweite ist in
Sachsen derMeinung, dass die Kin-
der länger gemeinsam lernen sollen
(45 Prozent) – das sind viel mehr als
im Bundesvergleich (30 Prozent).
Gerade den mittleren und vor allem

höheren Altersgruppen ist diese
Forderung besonders wichtig. Jün-
gere schätzen das längere gemein-
same Lernen, also die Trennung
nach der vierten Klasse in Gymna-
sien und Oberschulen, für nicht so
dringend ein – sie wünschen sich
überdeutlich eine bessere Berufs-
vorbereitung (76 Prozent).

Gefühlte Sicherheit hat
sich verschlechtert
Der Befund ist eindeutig: Viele der
befragten Sachsen haben das Ge-
fühl, dass sich die Sicherheit in ihrer
Wohngegend verschlechtert hat
(51,6Prozent).Damit liegensie leicht
über dem Bundesdurchschnitt (46
Prozent). Dabei gibt es keine signifi-
kante Differenz zwischen Frauen
und Männern, ebenso kaum zwi-
schen den verschiedenen Jahrgän-
gen. Das größte Gefühl der Unsi-
cherheit verspüren in Sachsen dem-
nachdie 60- bis 69-Jährigen, amwe-
nigsten die 18- bis 29-Jährigen.

Allerdings sind regionale Unter-
schiede zu verzeichnen. So hat der
„Wahl-Kompass“ ergeben, dass sich
die gefühlte Sicherheit in den Land-
kreisenGörlitz,SächsischeSchweiz-
Osterzgebirge undBautzenweniger
negativ entwickelt als andernorts.
Dagegen wird vor allem im südli-
chen Sachsen angegeben, dass sich
die Sicherheit deutlich verschlech-
tert hat. Leipzig, Dresden undNord-
sachsen liegen im sächsischen
Durchschnitt: Hier meint etwa die
Hälfte, dass es in seinem Wohnum-
feld unsicherer geworden ist.

Der Atomstrom soll
Renaissance erleben
Gravierende Unterschiede zwi-
schendenBundes-undSachsen-Er-
gebnissen liefert die Frage, auf wel-
che Energiequellen künftig in
Deutschland gesetzt werden soll.
Beim Spitzenplatz Solarstrom
herrscht zwar noch Einigkeit, selbst
wenn viele Sachsen im Bundesver-

gleich zurückhaltender sind (65Pro-
zent zu74Prozent positiv).Dagegen
wird die Windkraft im Freistaat viel
kritischer gesehen (57 zu 71 Pro-
zent).

Stattdessen soll der Atomstrom
eine Renaissance erleben, meinen
viele befragte Sachsen. 56 Prozent
fordern das Nutzen von Kernkraft,
dabei besonders viele Befragte in

den LandkreisenMittelsachsen und
Görlitz sowie im südlichen Sachsen.
Bei über 60-Jährigen kommt die
Kernkraft sogar auf Platz eins, unter
40-Jährige favorisieren hingegen
Erneuerbare Energien wie Solaran-
lagen, Wind- und Wasserkraft. Die
meisten Befürworter von Windrä-
dern leben in Leipzig (66 Prozent)
und in Dresden (60 Prozent).

Leipzig. Viele Sachsen sehen in der
Migration eine Bedrohung, haben
kaum Vertrauen in Parteien und
würden am liebsten wieder Atom-
kraftwerke anschalten – das sind
drei Resultate des neuen „Wahl-
Kompass“. An der großen Umfrage,
des Redaktionsnetzwerks Deutsch-
land (RND),beteiligtensichbundes-
weit insgesamt 81.000 Menschen –
und davon kamen rund 18.000 aus
Sachsen.

Der „Wahl-Kompass“ stand im
Zeichen der Bundestagswahl, die
am 23. Februar stattfinden wird.
Ganz konkret wurde gefragt: Wo
läuft es in Deutschland gut – undwo
sollte sich dringend etwas ändern?
Was sind die Themen, die ange-
packt werdenmüssen?

Dabei gab es auch regional ver-
schiedeneMeinungstrends. Wir ha-
ben die zehn wichtigsten Ergebnis-
se für Sachsen herausgefiltert.

Bei Bildung größter
Handlungsbedarf
Im Großen und Ganzen sind sich die
befragten Sachsen mit den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern aus an-
deren Bundesländern einig: Die Bil-
dung ist in Deutschland das größte
Problemfeld. Doch schon bei der Ge-
wichtung auf den folgenden Plätzen
offenbaren sich Unterschiede. So
meinenmehrSachsenals imBundes-
durchschnitt, dass bei der Wirtschaft
undderMigrationdringenderHand-
lungsbedarf besteht. Dagegen
schneidet der Klimaschutz im Frei-
staatdeutlichschlechterab–hierhält
nicht einmal jede und jeder Fünfte
ein Umsteuern für notwendig.

EszeigensichaucherheblicheAb-
weichungen zwischen Jüngeren und
Älteren. Werden in der Altersgruppe
zwischen 18 und 29 Jahren die Berei-
che Wohnen und Klima deutlich hö-
her als im Durchschnitt gewichtet,
sieht die Mehrheit der über 60-jähri-
genSachsendieMigrationalsdasbe-
deutendste Problem an.

Auch regional sind Unterschiede
abzulesen. In Leipzig stellen bei-
spielsweise die Mieten für fast die
Hälfte der Befragten eine Schwierig-
keit dar – das ist weit über dem
Durchschnitt. Als größte Herausfor-
derung gilt in den Landkreisen Mit-
telsachsen, Bautzen und Meißen die
Wirtschaft, während insbesondere
im südlichen Sachsen die Migration
überdurchschnittlich kritisch gese-
henwird.

Bei Bürgergeld und
Integration kürzen
Erste große Differenzen zwischen
den bundesweiten Meinungstrends
und Sachsen zeigen sich beim The-
ma Geld: Wo soll künftig gestrichen
werden – und wo aufgestockt? Klar
ist bei allen lediglich, dass in die Bil-
dung und die Infrastruktur mehr in-
vestiertwerdenmuss.Dagegenwür-
den nur 48 Prozent der befragten
SachsenderBundeswehrmehrGeld
geben (bundesweit: 64 Prozent). Da-
bei sind die Jüngeren (44 Prozent)
noch verhaltener als Altersgruppen
über 50 Jahre (51 Prozent).

Zugleich wollen vergleichsweise
vieleSachsenbeimBürgergeldstrei-
chen:Drei von vier Teilnehmernplä-
dieren für Kürzungen. Dabei stellt
sich auchheraus: Je älter die Befrag-
ten sind, desto ablehnenderwirddas
Bürgergeld betrachtet. Ähnlich ver-
hält es sich bei Integrationsleistun-
gen, die nach Ansicht von mehr als
zweiDritteln zuhoch angesetzt sind.
Ein großerWunsch der Jüngeren (18
bis 29 Jahre) ist, dass mehr Geld in
die Rentensicherung gestecktwird –
das sagen in dieserAltersgruppe im-
merhin 78 Prozent.

Große Skepsis
gegenüber Demokratie
Es ist eines derwesentlichen Ergeb-
nisse des „Wahl-Kompasses“: Die
befragten Sachsen hadern deutlich
häufiger mit dem Funktionieren der
Demokratie als andere Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer. Während
bundesweit fast jede und jeder
Zweite „sehr zufrieden“ oder zu-
mindest „ziemlich zufrieden“ mit
der Demokratie ist, sind es in Sach-
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stimme voll zu stimme eher zu teils, teils stimme eher nicht zu
stimme gar nicht zu

braucht eine feste Obergrenze

überlastet unser Sozialsystem

führt zu Problemen in Kitas und Schulen

führt zu mehr Kriminalität

führt zu Konflikten zwischen den Einheimischen und Einwanderern

sollte auf Menschen aus einem ähnlichen Kulturkreis beschränkt werden

führt in meinem Umfeld zu Wohnungsnot

ist für die Ansiedlung internationaler Firmen wichtig

ist eine Bereicherung für unsere Gesellschaft

hilft gegen Arbeitskräftemangel
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15%

15%
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Wir wollten wissen: Zuwanderung ...

Methodik und Teilnehmer

Der „Wahl-Kompass“
wurde unter wissen-
schaftlicher Begleitung
und in Kooperation mit
der agentur „die Mehr-
wertmacher“ entwickelt
und ausgewertet. die
umfrage lief vom 16. de-
zember 2024 bis 22. Ja-
nuar 2025. in allen säch-

sischen Regionen wur-
den Fragebögen ausge-
füllt, besonders viele in
leipzig (4700) und
dresden (4400). die Be-
fragungwar anonym, er-
hobene demografische
daten lassen aber einen
Rückschluss auf die teil-
nehmerinnen und teil-

nehmer zu. unter den
Befragten waren
60,5 Prozent Männer,
38,6 Prozent Frauen und
0,9 Prozent bezeichne-
ten sich als divers. Rund
49 Prozent war zwi-
schen 50 und 69 Jahre
alt, gut 31 Prozent
zwischen 30 und 49.

In welchen Bereichen müsste sich in Deutschland
am dringendsten etwas ändern?

Bildung

Wirtschaft/Standort-Sicherung

Migration/Integration

Gesundheit/Pflege

Sicherheit

Lebenshaltungskosten

Energieversorgung

Infrastruktur

Rente

Wohnen/Miete

schaftliches und politisches Miteinander

Digitalisierung

Natur-/Klimaschutz

58 %

56 %

55 %

49 %

44 %

31 %

30 %

28 %

28 %

27 %

27 %

21 %

18 %
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wIE wAhLENtSchEIDEND ISt
OstdeUtschland?

wähler zwischen Zittau und Zingst ticken anders als die in Nrw. was hat das für folgen?
Wende in der DDR sah es so aus, als
ob die SPD die CDU in der Regie-
rung ablösen kann.

etwa 2002: SPD und die Unions-
parteien lagen mit je 38,5 Prozent
der Zweitstimmen gleichauf, die
SPD mit knapp 6.000 Stimmen
hauchdünn vorne. Im Osten aber
kam die SPD auf fast 40, die CDU
nicht mal auf 30 Prozent. Beobach-
ter sind sich einig: Die öffentlich-
keitswirksamen Auftritte von Ger-
hardSchröder (SPD) im sächsischen
Flutgebiet, sein Engagement für ra-
sche Hilfe beim Elbehochwasser
brachten die zunächst schwächeln-
de SPD nach vorn.

etwa 2017: Erstmals zog die AfD
in den Bundestag ein und erreichte
mehr als zwölf Prozent der Zweit-
stimmen. Allerdings: Im Osten war
sie mit fast 22 Prozent annähernd
doppelt so stark wie imWesten. Die
Mischung aus Kritik an der Asyl-
politik und dem Nein zu gesell-
schaftlicher Transformation kam im
Osten jedenfalls gut an. In Sachsen
lag die AfD sogar mit 0,1 Prozent-
punkten knapp vor der CDU. In der
Folge trat Ministerpräsident Stanis-
law Tillich zurück und übergab an
Michael Kretschmer.

UndwaspassiertamWahltagEn-
de Februar? Beobachter blicken ge-
spannt auf den Osten. Womöglich

sorgt die dortige Zustimmung zum
BSW, das bei den Landtagswahlen
in Brandenburg, Sachsen und Thü-
ringen aus dem Stand je zweistellig
abschnitt, für den ersten „echten“
Bundestagseinzug der Wagen-
knechtpartei. Bislang ist sie nur als
Abspaltung der Linken mit Grup-
penstatus im Berliner Parlament
vertreten.

Auch das Erstarken der AfD hat
einenGrund in ihrerVerankerung im
Osten. In den drei Landtagswahlen
2024 erreichte sie jeweils Werte um
die 30 Prozent. ImBund ist sie in Um-
fragen stabil zweitstärkste Kraft mit
etwa 20 Prozent. Ohne die Ost-Er-
gebnisse sähe das etwas anders aus.

Ist also der Osten ausschlagge-
bend? Forscherinnen aus Sachsen
antworten zurückhaltend. „Ich hal-
te denBegriffOstwahlen für proble-
matisch“, sagt die Dresdner Politik-
wissenschaftlerin Marianne Kneu-
er. „Schaut man auf die Anteile,
dann geht es ummaximal elfMillio-
nenWählerinnenundWähler“–das
seien weniger als in Nordrhein-
Westfalen. Doch auch sie merkt, et-
wa mit Blick auf die jüngsten Euro-
pawahlergebnisse von AfD und
BSW, an: „Für die beiden Parteien
gibt es eine stärkere Unterstützung
in den ostdeutschen Ländern als in
denwestdeutschen.“

Gerhard Schröders Wiederwahl
ist für Kneuer keine Wahlentschei-
dung, die sie vorrangig auf den Os-
ten zurückführt: „Wie eine Regie-
rung mit der Bekämpfung einer
Notlage umgeht – wie damals der
Flut –, ist für die gesamte Bevölke-
rungwichtig.“

Die in Chemnitz lehrende Sozio-
login Susanne Rippl sieht einen
„großen Impact“ – also durchaus
eine Beachtung – der ostdeutschen
Bundesländer. „Der Osten wird re-
lativ stark gesehen“, sagt sie. Er hat
demnach Aufmerksamkeit. Aller-
dings weist auch Rippl darauf hin,
dass diese oft mit der AfD oder dem
BSWverknüpft sei – ungeachtet der
Programmatik der Parteien. Das
BSW etwa „bespielt kaum Ostthe-
men, sondern diese, für die es dort
einen Resonanzraum gibt“.

Ostdeutsche Wähler können für
sich genommen keine Wahl ent-
scheiden. Ihr Votum aber kann viel
beachtet sein, vor allem wenn es
vomWesten abweicht. Vielen dürfte
nochdieKartemitdenAfD-Erfolgen
bei der Europawahl 2024 im Ge-
dächtnis sein. Sie zeichnete fast ex-
akt die DDR nach. Wähler im Osten
können Akzente setzen, Entwick-
lungen beschleunigen oder brem-
sen. Bei knappen Entscheidungen
kann das ausschlaggebend sein.

Dresden. Einmal Leipzig, zweimal
Berliner Osten: Dass die Linke 2021
inFraktionsstärke indenBundestag
einziehen konnte, verdankte sie
ihren Erfolgen im Leipziger Süden,
in Treptow-Köpenick sowie Lich-
tenberg. In den drei Wahlkreisen
gewannen jeweils linkeKandidaten
die Direktmandate. Das Trio be-
wirkte, dass die Partei bei der Sitz-
verteilungmit ihrem Stimmenanteil
berücksichtigt wurde, obwohl sie
die Fünf-Prozent-Markeknapp ver-
passt hatte.

Der Linkenerfolg – ein ostdeut-
sches Phänomen?Zumindestwären
ohne Sören Pellmann, Gregor Gysi
undGesineLötzschkeinewestdeut-
schen Genossen in den Bundestag
gekommen.Und, auchdas eine Fol-
ge des Ergebnisses, Sahra Wagen-
knecht hätte deutlich schlechtere
Startchancen für ihre Anfang 2024
gegründete Partei BSW gehabt.

Ist der Osten wahlentscheidend?
Dass die einstige PDS zwischen
Zingst undZittau besser als imWes-
ten abschneidet, überrascht nicht.
Dochda sindnochandereBeispiele,
verteilt auf drei Jahrzehnte.

etwa1990:DerSchwungderVer-
einigung brachte Helmut Kohl er-
neut insBonnerKanzleramt.Vorder

Von thilo alexe

Es sind nur noch wenige Tage bis zur Bundestagswahl. Foto: haUKe-chriStian dittrich

Das BSw etwa
bespielt kaum
Ostthemen,

sondern diese,
für die es dort

einen
resonanzraum

gibt.
Susanne rippl

Soziologin aus chemnitz

vertrauen? Als Nächstes wollen wir
als Wähler wissen, ob der Mensch
auch in der Lage ist, seinen Job aus-
zuüben. Das ist die Kompetenz-Di-
mension. Diese beiden Informatio-
nen versuchen wir immer ganz
schnellundunbewusstherauszufin-
den. SchaffenPolitiker beides anzu-
sprechen, steigt die Wahrschein-
lichkeit, dass Menschen sie geeig-
net halten für ein politisches Amt.

Warum muss ein Politiker warm sein?
Je wärmer jemandwahrgenommen
wird, desto mehr positive Emotio-
nenbringenwir ihmentgegen. Poli-
tiker müssen ausstrahlen, dass sie
für uns nahbar sind und wir ihnen
vertrauen können. Die Wärme-Di-
mension ist allerdingsaucheinKon-
tinuum und geht von sehr warm bis
sehr kalt. Je kälter Personen sind,
desto mehr negative Gefühle rufen
sie in uns hervor, wie Ablehnung,
MisstrauenundNeid.DieWärmedi-
mension sollte allerdings auch nicht
zu hoch ausgeprägt sein. Denn sehr
warmen Politikern würden wir
unterstellen, dass sie weniger
durchsetzungsfähig sind.

Das ist –wie so oft – beides.Ganz ra-
tional sind die wenigsten Entschei-
dungen, die wir als Menschen tref-
fen. Es wäre objektiver und auch
besser,wennwir uns fürunsereEnt-
scheidungnurdie reinen Inhaltean-
schauen, ohne den Blick auf die zu-
gehörige Partei. Dabei unterstützt
zum Beispiel der Wahl-O-Mat. Das
ist für die meisten Menschen aber
unrealistisch.

Wieso?
Dafür orientierenwir uns einfach zu
stark an Gruppenzugehörigkeiten.
Menschen sind nun mal Gruppen-
wesen.Ähnliches findenwirerstmal
positiv und angenehm. Deswegen
neigen wir auch dazu, dass wir Bot-
schaften von Menschen, die wir als
ähnlich wahrnehmen, eher Glau-
ben schenken. ZumBeispiel dieKü-
chentischgespräche von Robert Ha-
beck.Stehe ichdenGrünensowieso
nahe, fällt es mir leichter zu sagen,
das ist doch gut, er geht auf die Leu-
te zu. Bin ich ein Gegner, kreide ich
ihm das eher als aufgesetzt an.
Unsere Urteilsbildung ist stark von
unserer Gruppenzugehörigkeit ge-

trübt. Wir haben alle eine Art Brille
auf. Das heizt auch oft die Debatten
auf und verstärkt die Polarisierung.

Spielen Inhalte also gar keine Rolle?
Doch. Politiker müssen auch meine
Ideen vertreten.Welche Sorgen und
welche Bedürfnisse habe ich als
Wähler? Der Kandidat muss aus-
strahlen, dass er diese Probleme
auch angehen kann. Hier geht es
wieder um Kompetenz. Es gibt aber
noch andere Faktoren. ZumBeispiel
können bis zum Wahltag noch Um-
stände eintreten, die Wähler zum
Umschwenken bewegen. Das war
2002währendderElbe-FlutderFall.
Gerhard Schröder hat sich in Gum-
mistiefeln als Krisenkanzler profi-
liert und damit die Bundestagswahl
gewonnen. Solche Ereignisse kön-
nen einen starken Einfluss haben.
Hinzukommt:Nur,weil ichmich am
Ende für eine Partei entscheide, hei-
ße ich nicht automatisch alle Positio-
nen gut. Wenn wir bei der Wahl
unser Kreuzmachen, ist das ein ein-
faches Tun, hinter dem aber eine
komplexe Entscheidung steht. Es
bleibt ein Abwägen.

wAruM wähLEN wIr wELchE Partei?
was uns dazu bringt, wo wir unser Kreuz setzen undwarum der wahl-O-Mat für die meisten unrealistisch ist: Sozialpsychologe frank Asbrock erklärt es.

Dresden.Die Spitzenkandidaten der
Parteien, die aktuell in Sachsen
unterwegssindundumjedeStimme
buhlen, zeigen: Der Wahlkampf ist
in vollem Gange. Wie schaffen sie
es, möglichst viele Menschen von
sichzuüberzeugen?DasweißFrank
Asbrock. Er ist Professor für Sozial-
psychologie an der Technischen
Universität Chemnitz und erforscht
politische Psychologie, Extremis-
mus und Ideologien.

Herr Asbrock, womit gewinnen Politi-
ker das Vertrauen ihrer Wähler?
In der Sozialpsychologie unter-
scheidenwir zwei Dimensionen der
Wahrnehmung: Wärme und Kom-
petenz. Diese Parameter sind ent-
scheidend dafür, wie wir andere
Personen und Gruppen beurteilen.
Die Wärme-Dimension drückt aus,
ob ein Mensch als moralisch und
vertrauenswürdig wahrgenommen
wird. Das ist auch das erste, was Sie
wissen wollen, wenn Sie jemand
Fremdes begegnen. Ist diese Person
gefährlich fürmichoderkann ich ihr

Von annemarie banek Was beeinflusst noch meine Wahl-
entscheidung?
Die Zugehörigkeit zur sogenannten
Eigengruppe.Daran orientierenwir
Menschen uns sehr stark. Anderen
Leuten vertrauenwir eher,wenn sie
aus unserer eigenen Gruppe kom-
men.Nehme ichdenPolitiker als je-
manden wahr, der mich versteht
und der einen ähnlichen Hinter-
grund hat wie ich, nehme ich eine
Verbindung zu ihm wahr. Gerade

ein „elitärer“ Hintergrund wird oft
negativ ausgelegt. Kann ein Politi-
ker vermitteln, dass er eine Verbin-
dung zu denWählern hat, dass er so
ähnlichwie sie ist und dass er für sie
spricht, obwohl sie nicht unbedingt
aus derselbenGruppekommen, ge-
be ich ihm eher meine Stimme.

Entscheide ich das eigentlich be-
wusst? Oder mehr aus dem Bauch
heraus?

Frank Asbrock ist Sozialpsychologe an der TU Chemnitz – und erforscht politi-
sche Psychologie und Extremismus-Ursachen. Foto. tU cheMnitz/Jacob Müller
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Stimmabgabe geht
direkt in Briefwahlstelle

Dresden/Leipzig. Die Zeit für Brief-
wähler in Sachsen zur Bundestags-
wahl ist diesmal besonders knapp.
Im Freistaat fällt die vorgezogene
Wahl am 23. Februar mitten in die
Winterferien. In einigen Landkrei-
sen sind die Stimmzettel erst in die-
ser Woche verfügbar. Nach Anga-
ben des Landeswahlleiters steht ein
kürzerer Zeitraum als bisher für die
Briefwahl zurVerfügung. „Ich emp-
fehledaherallenWahlberechtigten,
die amWahltag nicht ins Wahllokal
gehen können oder wollen, nach
Möglichkeit Postlaufzeiten zu ver-
meiden und etwa die Briefwahl vor
Ort zu nutzen.“

Briefwahl vor Ort bedeutet, dass
die Wahlberechtigten persönlich
bei der zuständigen Stelle der Ge-
meindeverwaltung denWahlschein
beantragen. Auf dem Stimmzettel
kann sofort das Kreuz gemacht und
dieser in dem Briefwahlbüro abge-
geben werden. So werden längere
Postlaufzeiten vermieden.

So liegen in der seit Anfang letz-
ter Woche geöffneten Briefwahl-
stelle in Leipzig die Stimmzettel be-
reits vor. Auch in Dresden und
Chemnitz haben die Briefwahlbü-
ros bereits geöffnet. Alle Gemein-
den des Vogtlandkreises sind nach
Angaben des Landratsamtes in der
vorigen Woche mit den Stimmzet-
teln beliefert worden. Auch hier ist
die Briefwahl vor Ort zum Beispiel
im Bürgerbüromöglich.

Urlauber sollten sich mit
Gemeinde abstimmen
Wer zumFerienstart am 17. Februar
in den Urlaub fahre, solle sich mit
der zuständigen Gemeinde abstim-
men, was möglich sei, hieß es von
der Landeswahlleitung.

Die Winterferien in Sachsen be-
ginnen am 17. Februar und enden
am 1.März. Dies hat nach Angaben
der Landeswahlleitung Auswir-
kungauf dasBriefwahlaufkommen.
Der Anteil der Briefwahl war den
Angaben zufolge ohnehin zuletzt
gestiegen.

Cornelia Bösel hat schon abge-
stimmt: In Leipzig öffnete die Brief-
wahlstelle am 3. Februar.

Foto: andre KeMpner
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